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A. Einleitung 

Das Komitologieverfahren als Bestandteil des Rechtsetzungsprozesses der Europäi-
schen Union wird als intransparenter und komplizierter Bereich des Rechts der Euro-
päischen Union angesehen. Dessen Bedeutung und Funktion im europäischen Ge-
setzgebungsverfahren dürfen aber nicht unterschätzt werden. Denn das Komitologie-
verfahren mit seinen verschiedenen Ausschüssen kommt immer dann zur Anwen-
dung, wenn die Kommission als Exekutivorgan der Union die durch den Unionsge-
setzgeber geschaffenen Rechtsakte durchführt, also selbständig Durchführungsvor-
schriften und damit neues geltendes Recht setzt. So erließ die Kommission im Jahre 
2005 beispielsweise 2654 verschiedene Durchführungsmaßnahmen (d.h. Rechtsakte 
oder Verwaltungs- und Finanzierungsbeschlüsse).1 Seit den 60er Jahren hat die 
Kommission mehr als 80.000 solcher Maßnahmen erlassen, von denen sich 2006 
noch etwa 12.000 in Kraft befanden. Diesen Durchführungsmaßnahmen der Exeku-
tive stehen lediglich ca. 10.500 vom Gesetzgeber verabschiedete EG-Basisrechtsakte 
(Verordnungen, Richtlinien oder Entscheidungen) gegenüber2, so dass insgesamt ein 
starkes Übergewicht der exekutiven Tätigkeit der Kommission gegenüber der legislati-
ven Tätigkeit von Rat und Parlament gegeben ist. Dies erscheint bedenklich, zumal 
diese besondere Form der Rechtsetzung wegen vielfach vorgeworfenen Demokratiede-
fizits und der daraus folgenden Dominanz der Exekutive auf EU-Ebene starker Kritik 
ausgesetzt war. 

Der Vertrag von Lissabon statuiert nunmehr eine Unterscheidung von delegierten 
Rechtsakten und Durchführungsrechtsakten und nimmt damit eine komplette Neu-
ordnung der Rechtssetzungsbefugnisse der Kommission vor. Die vom Europäischen 
Parlament am 16. Dezember 2010 angenommene Entschließung zu einer neuen Ko-
mitologieverordnung (Art. 294 Abs. 4 AEUV) legt hierfür, aufbauend auf entspre-
chend Vorschlägen der EU-Kommission und in Absprache mit dem Rat, das neue 
Verfahren zur Kontrolle der Kommission beim Erlass von Durchführungsrechtsakten 
fest und führt zu einer weitreichende Reform des Komitologieverfahrens.3 Die neue 
Komitologieverordnung in der jetzt vorliegenden textlichen Fassung wird am 1. März 
2011 in Kraft treten.4 Diese höchst aktuelle Entwicklung soll zum Anlass genommen 
werden, das Komitologieverfahren in seiner Entwicklung zu beleuchten und einen 
Ausblick auf die Neuerungen der Komitologieverordnung 2011 zu geben. Dazu soll 
nach einer kurzen Begriffsbestimmung zunächst die Funktion des Komitologieverfah-

 
1  Bericht der Kommission über die Tätigkeit der Ausschüsse im Jahre 2005 vom 09. August 2006, 

KOM (2006) 446 endgültig. 
2  So Petersen/Heß, ZUR 2007, 567 (568). 
3  Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments vom 16. Dezember 2010 zu dem Vor-

schlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Festlegung der allge-
meinen Regeln und Grundsätze, nach denen die Mitgliedstaaten die Wahrnehmung der Durch-
führungsbefugnisse durch die Kommission kontrollieren (KOM(2010)0083 – C7-0073/2010 – 
2010/0051(COD)). 

4  Präambel 4. Spiegelstrich: „in Kenntnis der vom Vertreter des Rates mit Schreiben vom 1. De-
zember 2010 gemachten Zusage, den Standpunkt des Parlaments gemäß Artikel 294 Absatz 4 des 
Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union zu billigen“. 



 

rens beleuchtet werden. In einem zweiten Schritt wird dann die historische Entwick-
lung dieses Exekutivrechtsetzungsverfahrens im Kontext der jeweiligen Komitologie-
beschlüsse erläutert. Daran anschließend werden die Neuerungen des Vertrages von 
Lissabon mit ihren Auswirkungen auf das Komitologieverfahren unter Beachtung der 
zu erwartenden Komitologieverordnung dargestellt. Abschließend bleibt zu untersu-
chen, wie diese Form der Rechtsetzung durch die Kommission am Beispiel der Ge-
meinsamen Handelspolitik funktioniert und welche Folgen der Vertrag von Lissabon 
auf dieses Rechtsgebiet haben wird. Eine Zusammenfassung schließt den Beitrag ab. 

B. Begriff und Funktion der Komitologie 

Der vom französischen „comite“ (= Ausschuss) abgeleitete Begriff „Komitologie“ 
bezeichnet ein Netzwerk verschiedener Ausschüsse (z.B. Landwirtschaft- oder Um-
weltausschuss) und ist als eine Art von Ausschusswesen der Europäischen Union zu 
verstehen. Mit Hilfe dieser verschiedenen Ausschüsse unterstützt wiederum die 
Kommission die Durchführung der sog. EU-Basisrechtsakte, d.h. der durch den Uni-
onsgesetzgeber geschaffenen Rechtsakte.5 Dabei umfasst der Begriff „Durchführung“ 
sowohl die Verabschiedung von (Durchführungs-)Vorschriften im Sinne generell-
abstrakter Regelungen als auch den Erlass individueller Rechtsakte.6 In jedem Fall 
handelt es sich bei den durch das Komitologieverfahren erlassenen europarechtlichen 
Regeln aber um solche, die zwar keinen Gesetzescharakter haben, gleichwohl EU-weit 
verbindlich sind. 

Die jeweiligen Ausschüsse sind dabei aber nicht mit Europaabgeordneten, son-
dern mit Vertretern der Mitgliedstaaten, zumeist entsandte Experten der Regierungen, 
und einem Vertreter der Kommission besetzt. Zwar kontrollieren damit die Mitglied-
staaten in den Ausschüssen die Durchführungsbeschlüsse der Kommission.7 Gleich-
wohl dient die Komitologie nicht nur der Kontrolle, sondern unterstützt die Kommis-
sion auch bei der Durchführung von Rechtsakten. Denn als Mitglieder dieser Aus-
schüsse liefern die Experten der nationalen Parlamente dem Exekutivorgan Fachwis-
sen.8 Ziel der Beteiligung von Ausschüssen ist es somit, Detailfragen zu klären, die 
nach Erlass eines neuen Basisrechtsaktes durch den Rat und das Parlament offen 
geblieben sind und die auch die Kommission wegen ihres beschränkten Verwaltungs-
apparates sowie Personal- und Ressourcenmangels nicht zeitnah klären kann.9 Inso-
weit findet eine Institutionalisierung von Wissen und Ressourcen in den Ausschüssen 
der jeweiligen Fachbereiche statt10 und ermöglicht der Kommission auf diesem Weg, 
effektiv auf Probleme zu reagieren. 

 
5  Haibach, VerwArchiv 90 (1999), 98 (99). 
6  Petersen/Heß, ZUR 2007, 567. 
7  Härtel, Handbuch Europäische Rechtsetzung, § 11 Rn. 24. 
8  Vorschlag für einen Beschluss des Rates zur Änderung des Beschlusses 1999/468/EG zur Festle-

gung der Modalitäten für die Ausübung der der Kommission übertragenen Durchführungsbefug-
nisse vom 11.12.2002, KOM (2002) 719 endgültig, 4. 

9  Falke, in: Joerges/Falke (Hrsg.), Ausschusswesen der EU, 43 (51); Härtel, Handbuch Europäische 
Rechtsetzung, § 11 Rn. 25. 

10  So Neuhold, Das Europäische Parlament im Rechtsetzungsprozess der EU, 196 f. 
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Die Einbindung der Adressaten ihrer Politik hat für die Kommission zudem zur 
Folge, dass der spätere Vollzug der Durchführungsmaßnahmen auf nationaler Ebene 
erleichtert wird.11 Denn durch die Ausschüsse werden die entsandten nationalen Ver-
treter, welche die betreffenden Maßnahmen zumeist anwenden und umsetzen müs-
sen, in den Entwicklungsprozess der Durchführungsmaßnahmen eingebunden. Dies 
wiederum fördert auch die mitgliedstaatliche Akzeptanz.12 

Im Ergebnis wird somit durch die Übertragung von Durchführungsbefugnissen 
auf die Kommission und durch die Einbindung von Ausschüssen in den Entwick-
lungsprozess das gewöhnliche Gesetzgebungsverfahren effizient entlastet. Darüber 
hinaus befassen sich mit diesen zumeist nicht wesentlichen, gleichwohl sehr speziellen 
Detailregelungen von den Regierungen der Mitgliedstaaten entsandte Experten. Dies 
führt letztlich auch zu einem schnelleren Erlass der jeweiligen Durchführungsmaß-
nahme.13 

C. Historischer Abriss der Komitologie 

I. Die ersten Komitologieausschüsse und der Komitologiebeschluss von 1987 

Die ersten Komitologieausschüsse wurden bereits 1961/62 im Agrarbereich ge-
schaffen, nachdem man bei der Verwaltung von Gemeinsamen Marktorganisationen 
erkannte, dass zahlreiche und komplexe Detailregelungen zu klären waren und der 
Rat dies auch wegen fehlender personeller Ausstattung nicht selbst leisten konnte.14 
Daher bildete man Ausschüsse aus Vertretern der Mitgliedstaaten, deren Aufgabe dar-
in bestand, die Kommission bei der zu treffenden Maßnahme zu unterstützen.15 Diese 
Einbindung mitgliedstaatlicher Ressourcen bei der Erarbeitung vor allem komplexer 
Regelungen bewährte sich dabei derart, dass die zunächst nur provisorisch eingerichte-
ten Ausschüsse auch in anderen Rechtsbereichen eingesetzt und das Komitologiever-
fahren damit in immer zunehmenden Maße bei der Schaffung von Durchführungs-
vorschriften beteiligt wurde.16 

Obgleich dieser Erfolge waren das Europäische Parlament und die Mitgliedstaaten 
den Komitologieausschüssen und den damit verbundenen Exekutivtätigkeiten der 
Kommission gegenüber skeptisch eingestellt. Man befürchtete eine Verletzung des 
Aufsichtsrechts des Parlaments gegenüber der Kommission und kritisierte die Intrans-
parenz des Ausschusswesens.17 Zudem bemängelte das Parlament die unzureichende 
demokratische Legitimation des Komitologieverfahrens, da die Ausschüsse nicht mehr 

 
11  Vorschlag für einen Beschluss des Rates zur Änderung des Beschlusses 1999/468/EG zur Festle-

gung der Modalitäten für die Ausübung der der Kommission übertragenen Durchführungsbefug-
nisse vom 11.12.2002, KOM (2002) 719 endgültig, 4. 

12  Härtel, Handbuch Europäische Rechtsetzung, § 11 Rn. 25; König, in Schulze/Zuleeg (Hrsg.), 
Europarecht, 110. 

13  Petersen/Heß, ZUR 2007, 567 (568). 
14  Beer, EuZW 2010, 201. 
15  Hierzu ausführlich Demmke/Haibach, DÖV 1997, 710 f. 
16  Riedel, EuR 2006, 512 (523). 
17  Demmke/Haibach, DÖV 1997, 710 (711). 

 7



 

nur reine Verwaltungsmaßnahmen, sondern zunehmend quasi-legislative Maßnah-
men erließen und damit faktisch als Gesetzgeber agierten, mithin dadurch auch das 
Gewaltenteilungsprinzip verletzt hätten.18 Diese Kritik blieb jedoch zunächst unge-
hört. Vielmehr hatte sich im Laufe der Zeit eine unüberschaubare Vielzahl von Aus-
schussverfahren in den verschiedenen Rechtsbereichen gebildet. Dies wurde auch 
durch den mit Inkrafttreten der Einheitlichen Europäischen Akte (EEA) am 1. Juli 
1987 neu geschaffenen Art. 145 3.Anstrich EGV a.F. gefördert, wonach der Rat 
grundsätzlich verpflichtet war, der Kommission in den von ihm angenommenen 
Rechtsakten die Befugnisse zur Durchführung der Vorschriften, die er erlässt, zu über-
tragen. Damit wurde zwar nun die schon bislang praktizierte Übertragung von 
Durchführungsbefugnissen auf die Kommission primärrechtlich geregelt. Gleichwohl 
fehlte wegen der Vielfalt der angewandten Ausschussverfahren eine Systematisierung 
und Ordnung der allgemein gültigen Verfahrenstypen. 

Dies geschah mit Beschluss des Rates vom 13. Juli 1987 zur Festlegung der Mo-
dalitäten für die Ausübung der der Kommission übertragenen Durchführungsbefug-
nisse, dem sog. Komitologiebeschluss 1987.19 Dieser schuf erstmalig eine einheitliche 
Grundstruktur des Komitologieverfahrens, indem er die Vielzahl von Ausschussver-
fahren in den verschiedenen Rechtsbereichen auf drei Ausschusstypen reduzierte.20 
Denn Art. 2 des Beschlusses sah nur noch Beratende Ausschüsse (Verfahren I) als rei-
ne Konsultativorgane, Verwaltungsausschüsse (Verfahren II) und Regelungsausschüsse 
(Verfahren III), die bislang vor allem im Rahmen der Anpassung der Richtlinien an 
den technischen Fortschritt Verwendung gefunden hatten, vor. Diese drei Ausschuss-
typen setzten sich jeweils aus Vertretern der Mitgliedstaaten zusammen, wobei ein 
Vertreter der Kommission den Vorsitz führte. Darüber hinaus enthielt Art. 3 des Be-
schlusses ein Verfahren für Schutzmaßnahmen.21 Im Ergebnis richtete sich damit die 
Art und Weise, nach welcher der Ausschuss, der Rat und das Parlament auf die Maß-
nahmen der Kommission Einfluss nehmen konnten, nunmehr nach einem festgeleg-
ten Typenzwang der jeweils anzuwendenden Komitologieverfahren. 

Der Komitologiebeschluss selbst war in der Normenhierarchie der europarechtli-
chen Rechtsquellen zwischen dem Primärrecht und den Sekundärrechtsakten angesie-
delt und als eine „interne Standardisierung zum Gebrauch bei der Normsetzungsar-
beit der Gemeinschaftsorgane“ zu verstehen.22 Aus dieser den sonstigen Sekundär-
rechtsakten gegenüber höheren Stellung folgte zudem, dass sich der Gemeinschaftsge-
setzgeber bei der Festlegung des jeweiligen Komitologieausschussverfahrens in den 
einzelnen Sekundärrechtsakten an die Vorgaben des Typenzwangs im Komitologie-
beschluss halten musste. Abweichungen hiervon waren insoweit nur bei den im Komi-
tologiebeschluss selbst bestimmten Ausnahmefällen möglich.23 

 
18  So Petersen/Heß, ZUR 2007, 567 (569); ebenso Scheel, ZEuS 2006, 521 (524). 
19  Siehe Beschluss 87/373/ EWG des Rates vom 13. Juli 1987. 
20  Hauschild, ZG 1999, 248 (249); zu den drei Ausschusstypen siehe auch Grams, KritV 78 (1995), 

112 (115 f.); Mensching, EuZW 2000, 268. 
21  Hauschild, ZG 1999, 248 (249); Falke, in: Joerges/Falke (Hrsg.), Ausschusswesen der EU, 43 

(57). 
22  So Falke, in: Joerges/Falke (Hrsg.), Ausschusswesen der EU, 43 (56 f.). 
23  Tichy, ZfRV 2000, 134 (135). 
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Darüber hinaus stand der Beschluss von 1987 seit seiner Verabschiedung sehr 
stark in der Kritik.24 Diese richtete sich im Falle der Kommission gegen das Rege-
lungsausschussverfahren, weil hierbei der Rat mit einfacher Mehrheit die Möglichkeit 
hatte, einen Durchführungsvorschlag der Kommission abzulehnen.25 Das Europäische 
Parlament, dem nach dem Beschluss keinerlei Beteiligungsrechte an dem Ausschuss-
verfahren zukamen, erhob sogar Nichtigkeitsklage gegen den Komitologiebeschluss 
vor dem Europäischen Gerichtshof, welche jedoch als unzulässig zurückgewiesen 
wurde.26 Mit Inkrafttreten des Maastrichter Vertrags am 01. November 1993 ver-
stärkte sich diese Kritik sogar. Denn durch die Einführung des Mitentscheidungsver-
fahrens (Art. 189 b EGV a.F.) wurde das Parlament bei diesem Gesetzgebungsverfah-
ren dem Rat als Gesetzgeber gleichgestellt. Insoweit forderte das EP bei Rechtsakten, 
die im Mitentscheidungsverfahren erlassen wurden, auch hinsichtlich der Übertra-
gung von Durchführungsbefugnissen eine Mitzuständigkeit neben dem R 27at.  

 

II. Der Komitologiebeschluss von 1999 

Die starke Kritik zum Anlass nehmend, wurde der Beschluss von 1987 letztlich 
aufgehoben und durch einen neuen Komitologiebeschluss aus dem Jahre 1999 er-
setzt.28 Ziele dieser Neuregelung waren insbesondere eine stärkere Einbeziehung des 
Parlaments in den Fällen, in denen der Basisrechtsakt im Mitentscheidungsverfahren 
erlassen worden war, und die Verbesserung der Transparenz des Ausschusswesens.29 
Darüber hinaus diente der Beschluss der Vereinfachung der einzelnen Komitologie-
verfahren.30 

Inhaltlich wurden wiederum mit den fast gänzlich unverändert gebliebenen Bera-
tungs-, Verwaltungs- und Regelungsverfahren drei Arten von Komitologieverfahren 
festgeschrieben, mithin ebenfalls ein Typenzwang statuiert.31 Diese Ausschüsse setzten 
sich wie schon im Beschluss von 1987 aus Vertretern der Mitgliedstaaten zusammen 
und standen unter dem Vorsitz eines Vertreters der Kommission, der ihnen Entwürfe 
der zu treffenden Maßnahmen unterbreitete.32 Anders als im ursprünglichen Be-
schluss, wurden 1999 diese Verfahren aber näher benannt und „im Interesse einer 
größeren Kohärenz und Vorhersehbarkeit“ unverbindliche Kriterien zur Ermittlung 

24  Zur Kritik insgesamt Mensching, EuZW 2000, 268 (269). 
25  Härtel, Handbuch Europäische Rechtsetzung, § 11 Rn. 26. 
26  EuGH Rs. 302/87, EP/Rat, Slg. 1988, 5615; dazu auch Hauschild, ZG 1999, 248 (249); Streinz, 

Europarecht, Rn. 524. 
27  Demmke/Haibach, DÖV 1997, 710 (712); darüber hinaus ausführlich zum Modus vivendi vom 

20. Dezember 1994 zwischen dem EP, dem Rat und der Kommission betreffend die Maßnahmen 
zur Durchführung der nach dem Verfahren des Art. 189 b EGV erlassenen Rechtsakten siehe Fal-
ke, in: Joerges/Falke (Hrsg.), Ausschusswesen der EU, 43 (98). 

28  Beschluss 1999/468/EG des Rates vom 28. Juni 1999 zur Festlegung der Modalitäten für die 
Ausübung der der Kommission übertragenen Durchführungsbefugnisse 

29  König, in Schulze/Zuleeg (Hrsg.), Europarecht, 111. 
30  Tichy, ZfRV 2000, 134 (137). 
31  Zu den Verfahren im Einzelnen ibid., 134 (138 f.). 
32  Härtel, Handbuch Europäische Rechtsetzung, § 11 Rn. 33. 
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des einschlägigen Verfahrens aufgestellt.33 Damit legte der Rat (bzw. zusammen mit 
dem Europäischen Parlament im Mitentscheidungsverfahren) zum einen im Basis-
rechtsakt fest, ob die Durchführung durch die Kommission einem Verfahren nach 
dem Komitologiebeschluss unterlag und zum anderen, welches der Ausschussverfah-
ren anzuwenden war.34 Darüber hinaus enthielt Art. 6 des Komitologiebeschlusses ein 
Verfahren bei Erlass von Schutzmaßnahmen, das aber kein Ausschussverfahren in 
obigem Sinne bildete. Auch wurde die Transparenz des Komitologieverfahrens im 
Sinne einer Unterrichtung der Öffentlichkeit verbessert. Denn Art. 7 Abs. 2 des Ko-
mitologiebeschlusses dehnte die für die Kommission geltenden Grundsätze und Be-
dingungen für den Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumenten auch auf die Ausschüs-
se aus35 und Art. 7 Abs. 4 des Beschlusses statuierte explizite Veröffentlichungspflich-
ten über die eingesetzten Ausschüsse in einem Jahresbericht. 

Dem Europäischen Parlament wurde das Recht zugestanden, Durchführungs-
maßnahmen von Basisrechtsakten, die dem Mitentscheidungsverfahren des Art. 251 
EGV a.F. (ex Art. 189 b EGV a.F.) unterlagen, mit der Begründung zurückzuweisen, 
dass die Kommission hierbei ihre Durchführungsbefugnisse überschritten habe (sog. 
Ultra-Vires-Kontrolle des Art. 8 des Komitologiebeschlusses).36 In diesem Fall musste 
die Kommission ihren Entwurf überarbeiten und konnte einen geänderten Entwurf 
unterbreiten oder Rat und Parlament einen gänzlich neuen Gesetzgebungsakt vor-
schlagen. Gleichwohl das Parlament durch Art. 8 des Beschlusses zwar damit nicht das 
Recht erhielt, den Inhalt der Durchführungsmaßnahme mitzugestalten, verfügte es 
zumindest nun über ein Kontrollrecht hinsichtlich der zu erlassenen Rechtsakte.37 
Zudem verpflichtete Art. 7 Abs. 3 des Beschlusses die Kommission, das Parlament 
regelmäßig über die Arbeiten der Ausschüsse zu informieren und hierzu alle vorgeleg-
ten Entwürfe und Niederschriften der Ausschusssitzungen zu übermitteln. 

 

Damit brachte im Ergebnis der Komitologiebeschluss von 1999 eine teilweise 
Stärkung der Rechte des Parlaments. Doch trotz dieser Verbesserungen stand das 
Komitologieverfahren, das im EG-Vertrag nicht vorgesehen, aber rein quantitativ für 
den größten Teil der Rechtsetzung verantwortlich war38, weiterhin stark in der Kritik. 
Denn zum einen wurde in der Folgezeit im Finanzdienstleistungssektor, in dem sich 
die Marktgegebenheiten besonders schnell änderten, das sog. Lamfalussy-Verfahren 
eingeführt, welches der Kommission in einer Art beschleunigten Komitologieverfah-
rens außergewöhnlich weit gehende Durchführungsbefugnisse zugestand.39 Zum an-
deren vermochte es das Parlament nur sehr selten, mit der ihm eingeräumten Mög-
lichkeit der Ultra-Vires-Kontrolle einen Erfolg zu verbuchen.40 Zudem hatte es nach 
wie vor nur eine geringe Einflussmöglichkeit auf die zu erlassenden Durchführungs-
maßnahmen, weshalb insbesondere die mangelnde demokratische Legitimtion der 

33  Erwägungsgrund 5 des Komitologiebeschlusses 1999/468/EG des Rates vom 28. Juni 1999. 
34  Streinz, Europarecht, Rn 526; Härtel, Handbuch Europäische Rechtsetzung, § 11 Rn. 30. 
35  Sobotta, Transparenz in den Rechtsetzungsverfahren der EU, 235. 
36  Petersen/Heß, ZUR 2007, 567 (569). 
37  König, in Schulze/Zuleeg (Hrsg.), Europarecht, 112. 
38  Vgl. hierzu v. Bogdandy/Bast/Ardt, ZaöRV 62 (2002), 77 (140). 
39  Zu den Einzelheiten des Lamfalussy-Verfahrens vgl. Schmolke, NZG 2005, 912 ff. 
40  Petersen/Heß, ZUR 2007, 567 (569). 
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Delegationsrechtsakte sowie die allgemeine Unübersichtlichkeit des Komitologiever-
fahrens weiterhin bemängelt wurden.41 

III. Das Komitologieverfahren nach der Reform von 2006 

Dem ständigen Druck des Europäischen Parlaments auf verstärkte Kontrollrechte 
im Komitologieverfahren nachgebend, wurde im Jahr 2006 eine weitere Reform des 
Verfahrens zum Erlass von Durchführungsverordnungen eingeleitet und mit dem 
dritten Komitologiebeschluss der bisherige aus dem Jahre 1999 abgeändert.42 Voraus-
gegangen waren eine Blockadepolitik des Parlaments und eine für die Kommission 
peinliche Offenlegung von rund 50 Fällen, in denen das Recht des Parlaments auf 
Information über laufende Beratungen von Durchführungsrechtsakten missachtet 
worden war.43 

Durch den Beschluss 2006 wurde ein viertes Ausschussverfahren, das sog. Rege-
lungsverfahren mit Kontrolle (Art. 5a des Beschlusses) eingeführt. Dieses sollte nach 
dem neuen Art. 2 Abs. 2 des Komitologiebeschlusses immer dann zur Anwendung 
kommen, wenn auf Grundlage eines im Mitentscheidungsverfahren erlassenen Basis-
rechtsakts Maßnahmen von allgemeiner Tragweite angenommen wurden, die eine 
Änderung von nicht wesentlichen Bestimmungen dieses Rechtsakts bewirkten.44 La-
gen diese Voraussetzungen vor, war die Anwendung dieses Regelungskontrollverfah-
rens aber im Gegensatz zu den ursprünglichen Verfahren des Beschlusses 1999 zwin-
gend.45 Gleichwohl blieb es bei der bisherigen Regelung, dass der Rat (ggf. zusammen 
mit dem Europäischen Parlament) im Basisrechtsakt festlegte, welches der nunmehr 
vier Ausschussverfahren auf den konkreten Regelungsgegenstand anzuwenden war.46 
Auch das Verfahren für Schutzmaßnahmen blieb durch den Beschluss von 2006 er-
halten. 

Im Ergebnis standen dem Rat damit insgesamt fünf Ausschusstypen zur Verfü-
gung, die sich im Ergebnis nur darin unterschieden, wie stark der Entscheidungsspiel-
raum durch die Ausschüsse, den Rat und das Europäische Parlament eingeengt bzw. 
kontrolliert werden konnte.47 Gleichwohl lag bei diesen Verfahren die Gemeinsamkeit 

 

 

41  So Grams, KritV 78 (1995), 112 (119 ff.). 
42  Beschluss 2006/512/EG des Rates vom 17. Juli 2006 zur Änderung des Beschlusses 1999/468/EG 

zur Festlegung der Modalitäten für die Ausübung der der Kommission übertragenen Durchfüh-
rungsbefugnisse. 

43  Wolfram, Underground Law? Abgeleitete Rechtsetzung durch Komitologieverfahren in der EU: 
Bedeutung, Stand und Aussichten nach dem Vertrag von Lissabon, CEP-Studie, September 2009, 
9, erhältlich im Internet: <http://www.cep.eu/fileadmin/user_upload/Kurzanalysen/Komitologie/ 
Studie_Komitologie.pdf> (besucht am 28.06.2010). 

44  Fuhrmann, DÖV 2007, 464 (466). 
45  Siehe Art. 2 Abs. 2 des Beschlusses von 2006, der davon spricht, dass bei Vorliegen der Vorausset-

zungen die Maßnahmen im Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen „werden“. 
46  Scheel, DÖV 2007, 683 (684); Bieber/ Epiney/ Haag, Die Europäische Union – Europarecht und 

Politik, § 7 Rn. 27; Schweitzer/Hummer/Obwexer, Europarecht, Rn. 483; Riedel, EuR 2006, 512 
(526). 

47  Wolfram, Underground Law? Abgeleitete Rechtsetzung durch Komitologieverfahren in der EU: 
Bedeutung, Stand und Aussichten nach dem Vertrag von Lissabon, CEP-Studie, September 2009, 
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zunächst darin, dass die Kommission dem (im Basisrechtsakt festgelegten) Ausschuss 
ihren Vorschlag für eine Durchführungsmaßnahme vorzulegen hatte, damit der Aus-
schuss eine Stellungnahme abgeben konnte. 

1. Das Beratungsverfahren 

Das Beratungsverfahren wurde als Auffangverfahren konzipiert und konnte im-
mer dort eingesetzt werden, wo es von allen Verfahren am zweckmäßigsten erschien 
oder die anderen Verfahren nicht einschlägig waren.48 Es kam daher vor allem bei der 
Harmonisierung des Unternehmensrechts, bei der Überwachung der Umsetzung der 
Gemeinsamen Verkehrspolitik, der Entwicklung der Marktzugangsstrategie der EU 
im Außenhandel und auf dem Gebiet der Bildungs- und Kulturpolitik zur Anwen-
dung.49 Bei diesem Verfahren gab der Ausschuss eine Stellungnahme zu dem vom 
vorsitzenden Kommissionsvertreter unterbreiteten Entwurf ab, welche die Kommissi-
on so weit wie möglich berücksichtigte. Damit konnte sich die Kommission im Bera-
tungsverfahren über das Votum des Ausschusses hinwegsetzen und den Rechtsakt er-
lassen.50 

2. Das Verwaltungsverfahren 

Im Verwaltungsverfahren des Art. 4 Komitologiebeschluss 1999/468/EG in der 
Fassung des Beschlusses 2006/512/EG konnte die Kommission zwar ebenso wie im 
Beratungsverfahren bei einer ablehnenden Stellungnahme des Ausschusses den 
Rechtsakt erlassen. In einem solchen Fall hatte jedoch der Rat die Möglichkeit, diesen 
Rechtsakt innerhalb der im Basisrechtsakt festgelegten Frist (maximal drei Monate) 
durch einen abweichenden Beschluss zu ersetzen. Gelang dies nicht, konnte die 
Kommission die von ihr vorgeschlagenen Maßnahmen erlassen.51 Damit kam das 
Verfahren vor allem in der gemeinsamen Agrar- und Fischereipolitik oder zur Durch-
führung von Programmen mit erheblicher Auswirkung auf den Haushalt zur Anwen-
dung.52 

 
9, erhältlich im Internet: <http://www.cep.eu/fileadmin/user_upload/Kurzanalysen/Komitologie/ 
Studie_Komitologie.pdf> (besucht am 28.06.2010). 

48  Siehe Art. 3 des Komitologiebeschlusses 1999/468/EG in der Fassung des Beschlusses 
2006/512/EG. 

49  Wolfram, Underground Law? Abgeleitete Rechtsetzung durch Komitologieverfahren in der EU: 
Bedeutung, Stand und Aussichten nach dem Vertrag von Lissabon, CEP-Studie, September 2009, 
9, erhältlich im Internet: <http://www.cep.eu/fileadmin/user_upload/Kurzanalysen/Komitologie/ 
Studie_Komitologie.pdf> (besucht am 28.06.2010). 

50  Schroeder, Grundkurs Europarecht, § 7 Rn. 39. 
51  Herdegen, Europarecht, 186. 
52  Petersen/Heß, ZUR 2007, 567 (570). 
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3. Das Regelungsverfahren 

Bei Maßnahmen von allgemeiner Tragweite, mit denen wesentliche Bestimmun-
gen von Basisrechtsakten angewandt werden sollten, wie etwa Maßnahmen zum 
Schutz der Gesundheit oder Sicherheit von Menschen, Tieren oder Pflanzen, hatte 
sich das Regelungsverfahren des Art. 5 Komitologiebeschluss 1999/468/EG in der 
Fassung des Beschlusses 2006/512/EG herausgebildet.53 Hierbei war eine von der 
Kommission vorgeschlagene Durchführungsmaßnahme, die der Regelungsausschuss 
abgelehnt bzw. zu der er keine Stellungnahme abgegeben hatte, dem Rat zur Ent-
scheidung vorzulegen. Lehnte dieser mit qualifizierter Mehrheit den Entwurf ab, 
konnte die Kommission dem Rat den ursprünglichen Vorschlag, einen abgeänderten 
oder einen neuen Vorschlag vorlegen. Wandte sich der Rat demgegenüber nicht in-
nerhalb der im Basisrechtsakt festgelegten Frist gegen die Durchführungsmaßnahme, 
konnte die Kommission die vorgeschlagene Maßnahme erlassen.54 Damit hatte die 
Kommission die Möglichkeit, in Angelegenheiten, in denen die Mitgliedstaaten unei-
nig und damit der Rat entscheidungsunfähig waren, einen Durchführungsakt gegen 
eine Mehrheit der Mitgliedstaaten durchzusetzen.55 

4. Das Regelungsverfahren mit Kontrolle 

Das Regelungsverfahren mit Kontrolle kam zwingend zur Anwendung, wenn der 
Basisrechtsakt im Mitentscheidungsverfahren gemäß Art. 251 EGV a.F. erlassen wur-
de und stellte insofern einen Spezialfall des einfachen Regelungsverfahrens für den 
Bereich der im Mitentscheidungsverfahren erlassenen Basisrechtsakte dar.56 Da die 
wirtschaftregulierende Gesetzgebung ganz überwiegend dem Mitentscheidungsverfah-
ren unterlag, wurde es auf diesem Gebiet auch zum Regelverfahren.57 

Inhaltlich war das Regelungsverfahren mit Kontrolle durch zeitlich befristete Ein-
spruchsrechte des Europäischen Parlaments und des Rates gekennzeichnet.58 Der Er-
lass eines Entwurfs durch die Kommission konnte demgemäß nach Stellungnahme 
des zuständigen Komitologieausschusses vom Europäischen Parlament mit der Mehr-
heit seiner Mitglieder oder vom Rat mit qualifizierter Mehrheit abgelehnt werden. In 
diesem Fall konnte die Maßnahme dann nicht mehr durch die Kommission erlassen 
werden. Da das Parlament darüber hinaus die vorgeschlagenen Maßnahmen nicht 
mehr lediglich nur mit der Begründung ablehnen konnte, dass sie über die im Basis-
rechtsakt vorgesehenen Durchführungsbefugnisse hinausgingen, sondern nun auch 
mit der Begründung, dass sie mit dem Ziel oder Inhalt des Basisrechtsakts unvereinbar 

 
53  Zum Regelungsverfahren ausführlich Riedel, EuR 2006, 512 (525). 
54  Herdegen, Europarecht, 186. 
55  Töller, Komitologie, 284 ff.  
56  Petersen/Heß, ZUR 2007, 567 (570). 
57  Wolfram, Underground Law? Abgeleitete Rechtsetzung durch Komitologieverfahren in der EU: 

Bedeutung, Stand und Aussichten nach dem Vertrag von Lissabon, CEP-Studie, September 2009, 
10, erhältlich im Internet: <http://www.cep.eu/fileadmin/user_upload/Kurzanalysen/Komitologie/ 
Studie_Komitologie.pdf> (besucht am 28.06.2010). 

58  Ausführlich dazu Haratsch/Koenig/Pechstein, Europarecht, Rn. 316a f. 
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waren oder gegen die Grundsätze der Subsidiarität oder Verhältnismäßigkeit verstie-
ßen, wurden mit diesem neu eingeführten Verfahren auch die Rechte des Europäi-
schen Parlaments entscheidend gestärkt. Denn hierdurch erhielt das Parlament bei 
quasi-legislativen Maßnahmen erstmals ein Vetorecht, welches einem vollumfängli-
chen Prüfungsrecht sehr nahe kam und die Möglichkeit eröffnete, dem Erlass von 
Durchführungsmaßnahmen zu widersprechen.59 

IV. Zwischenfazit 

Mit dem Beschluss aus dem Jahre 2006 wurde das Komitologieverfahren ein wei-
teres Mal reformiert und mit dem Regelungsverfahren mit Kontrolle ein weiteres Aus-
schussverfahren eingeführt. Dieses trug als Regelverfahren in verschiedensten Rechts-
gebieten dazu bei, Durchführungsmaßnahmen schnell und effizient zu gestalten. Zu-
dem verbesserte sich durch die verstärkte Anwendung des Komitologieverfahrens die 
Einbindung der Ausschussarbeit bei Rechtsetzungstätigkeiten der Europäischen Uni-
on. Das Verfahren der Komitologie, dessen Vorteil nach wie vor darin lag, den Rat 
durch die Kommission beim Erlass von Rechtsakten zu entlasten und zugleich dem 
Rat mit Hilfe der Ausschüsse eine politische Kontrolle über die Durchführung der 
Maßnahmen zu erhalten60, war insoweit als fester Bestandteil des Gesetzgebungsver-
fahrens der Europäischen Union anzusehen. 

Obgleich die Vereinbarkeit der exekutivlastigen Komitologie mit dem Demokra-
tieprinzip nie ernsthaft bezweifelt wurde61, ließ sich letztlich ein Mangel demokrati-
scher Legitimation im Komitologieverfahren angesichts unzureichender Einbeziehung 
des Europäischen Parlaments nicht vollends beseitigen. Denn zum einen konnte das 
Parlament im Regelungsverfahren mit Kontrolle die vorgeschlagenen Maßnahmen 
nur mit einem, wenn auch durch den Beschluss von 2006 ausgeweiteten, festgelegten 
Katalog von Begründungen widersprechen, während der Rat mit seinem Vetorecht 
keine derartige Voraussetzung erfüllen musste. Insoweit konnte diese Ungleichbe-
handlung zwischen Rat und Parlament in bestimmten Fällen dazu führen, dass nur 
der Rat, nicht aber das Parlament eine Durchführungsmaßnahme blockieren konnte. 
Zum anderen war die Ausübung des Vetorechts durch das Parlament nicht bei allen 
Durchführungsmaßnahmen, die auf im Mitentscheidungsverfahren zustande gekom-
menen Rechtsakten beruhten, möglich. Vielmehr schrieb Art. 2 Abs. 2 des Komitolo-
giebeschlusses von 2006 lediglich vor, dass das Regelungsverfahren mit Kontrolle nur 
bei Maßnahmen von allgemeiner Tragweite zur Anwendung kam.62 Lagen derartige 
Maßnahmen von allgemeiner Tragweite jedoch nicht vor, lief mangels Anwendbarkeit 
des Regelungsverfahrens mit Kontrolle auch das Vetorecht des Parlaments ins Leere. 
Insoweit bestand ein Demokratiedefizit im Komitologieverfahren letztlich schon allein 
deshalb noch, weil das Parlament die Kontrolle über die Durchführung der von ihm 
miterlassenen Rechtsakte nicht vollständig und wirksam ausüben konnte. 

 
59  Schroeder, Grundkurs Europarecht, § 7 Rn. 40. 
60  So auch ibid., § 7 Rn. 40. 
61  Vgl. EuGH, Rs. 25/70, Köster, Slg. 1970, 1161 Rn. 8 f. 
62  So im Ergebnis auch Fuhrmann, DÖV 2007, 464 (468). 
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D. Die Neuerungen im Vertrag von Lissabon 

I. Überblick 

Der Vertrag von Lissabon führte die Entwicklungen des Verfassungsvertrages im 
Gesetzgebungsverfahren der Europäischen Union fort. Demgemäß übernimmt der 
Lissabonvertrag die schon in den Art. I-33 bis I-35 EVV vorgenommene Unterschei-
dung63 zwischen Rechtsakten mit Gesetzescharakter einerseits und Rechtsakten ohne 
Gesetzescharakter andererseits, mithin zwischen Rechtsetzung mit Gesetzgebungscha-
rakter und Rechtsetzung ohne Gesetzgebungscharakter.64 

1. Gesetzgebungsakte 

Da es hinsichtlich der Charakterisierung des Rechtsaktes auf das Verfahren zum 
Erlass dieser Regelung ankommt, ist ein Rechtsakt mit Gesetzescharakter in Form 
einer Verordnung, Richtlinie oder Beschluss (Art. 288 AEUV) dann gegeben, wenn 
dieser nach einem Gesetzgebungsverfahren angenommen wird.65 Aus der Verweisung 
des Art. 289 Abs. 3 AEUV auf die Gesetzgebungsverfahren nach Art. 289 Abs. 1 und 
2 AEUV wird folglich deutlich, dass insoweit nur das Mitentscheidungsverfahren des 
Art. 294 AEUV als ordentliches Gesetzgebungsverfahren oder die besonderen Gesetz-
gebungsverfahren66 des Art. 289 Abs. 2 AEUV zum Erlass eines Rechtsaktes mit Ge-
setzescharakter führen können, mithin auch nur diese Verfahren als Rechtsetzung mit 
Gesetzgebungscharakter künftig bezeichnet werden. Die in einem dieser Verfahren 
erlassenen Rechtsakte mit Gesetzescharakter werden gem. Art. 289 Abs. 3 AEUV als 
sog. Gesetzgebungsakte bezeichnet. 

Der Erlass solcher Regelungen der Union wird gem. Art. 289 Abs. 1 und 2 AEUV 
durch den Rat gemeinsam mit dem Parlament, im Falle des Mitentscheidungsverfah-
rens jedoch auf Vorschlag der Kommission (Art. 289 Abs. 1 i.V.m. Art. 294 Abs. 2 
AEUV), durchgeführt. Gleichwohl können diese nach Art. 289 Abs. 4 AEUV i.V.m. 
Art. 17 Abs. 2 EUV in bestimmten, in den Verträgen vorgesehenen Fällen auch auf 
Initiative einer Gruppe von Mitgliedstaaten oder des Parlaments, auf Empfehlung der 
Europäischen Zentralbank oder auf Antrag des Gerichtshofes oder der Europäischen 
Investitionsbank erlassen werden. Nur die Kommission ist zu einem derartigen Erlass 
von Rechtsakten mit Gesetzescharakter, also den Gesetzgebungsakten, nicht befugt.67 

Inhaltlich sind die Gesetzgebungsakte im Gegensatz zu Rechtsakten ohne Geset-
zescharakter ausweislich des Art. 290 Abs. 1 UAbs. 2 S. 2 AEUV dadurch gekenn-
zeichnet, dass die „wesentlichen Aspekte eines Bereichs“ stets durch den Gesetzge-
bungsakt selbst zu regeln sind, mithin eine Befugnisübertragung durch sie ausge-
schlossen ist. Zudem ergibt sich aus einer systematischen Zusammenschau der in sich 

 
63  Schusterschitz, in: Hummer/Obwexer (Hrsg.), Der Vertrag von Lissabon, 209 (211 f.). 
64  Schroeder, Grundkurs Europarecht, § 7 Rn. 33. 
65  Streinz/Ohler/Herrmann, Der Vertrag von Lissabon zur Reform der EU, 112. 
66  Zur Unterscheidung zwischen ordentlichem und besonderen Gesetzgebungsverfahren Hobe, Eu-

roparecht, § 10 Rn. 58 ff. 
67  Hellmann, Der Vertrag von Lissabon, 61. 
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abschließenden Vorschriften über delegierte Rechtsakte und Durchführungsrechtsak-
te, dass Gesetzgebungsakte ihre Rechtsgrundlage stets nur in einer Norm des Unions-
primärrechts, also des AEUV und des EUV, haben. Damit stellen solche Rechtsakte 
mit Gesetzescharakter stets sekundäres Unionsrecht in Gestalt der Typologie der 
Rechtsakte des Art. 288 AEUV dar. 

2. Rechtsakte ohne Gesetzescharakter 

Aus dem Umkehrschluss des Art. 289 Abs. 3 AEUV ergibt sich zunächst, dass 
Rechtsakte ohne Gesetzescharakter solche sind, die nicht im Gesetzgebungsverfahren 
nach Art. 289 Abs. 1 oder 2 AEUV angenommen wurden.68 Da insoweit für diese 
Rechtsakte dieselben Rechtsakttypen wie im Rahmen des ordentlichen Gesetzge-
bungsverfahrens zur Verfügen stehen, kommt es für die Unterscheidung von Rechts-
akten mit und ohne Gesetzescharakter entscheidend auf das gewählte Verfahren des 
Erlasses, nicht aber auf den gewählten Rechtsakttyp an. Somit können Rechtsakte 
ohne Gesetzescharakter auch Verordnungen, Richtlinien oder Beschlüsse (Art. 288 
AEUV) sein. Darüber hinaus können sie vom Rat oder auch von der Kommission 
erlassen werden, weil erst die fehlende Beteiligung des Parlaments das Verfahren zu 
einer Rechtsetzung ohne Gesetzgebungscharakter macht.69 

Eine derartige Rechtsetzung ohne Gesetzgebungscharakter, die auch als „exekutive 
Rechtsetzung“ bezeichnet wird70, ist im Vertrag von Lissabon an vielfältigen Stellen 
vorgesehen. Zum einen widmet sich Art. 290 AEUV der delegierten Rechtsetzung 
durch die Kommission, die die wohl wichtigste Form der exekutiven Rechtsetzung 
darstellt.71 Zum anderen eröffnet Art. 291 AEUV die Möglichkeit zum Erlass von 
Durchführungsrechtsakten. Daneben sieht der Vertrag von Lissabon auch Fälle vor, in 
denen die Kommission selbst durch den Vertrag originäre Befugnisse zur Rechtset-
zung erhält, die nicht durch das Parlament und den Rat delegiert werden, so z.B. in 
den Art. 105, 106 Abs. 3 und Art. 108 AEUV.72 Eine nach dem Verfassungsvertrag 
noch mögliche Unterscheidung zwischen Verordnungen, Richtlinien oder Beschlüs-
sen als Gesetzgebungsakte von Verordnungen, Richtlinien oder Beschlüssen, die als 
Rechtsakte ohne Gesetzescharakter erlassen werden, aber direkt auf einer vertraglichen 
Rechtsgrundlage beruhen und solchen, die als delegierte oder Durchführungsrechtsak-
te nach den Art. 290, 291 AEUV erlassen werden, ist insoweit auf den ersten Blick 
nun nicht mehr möglich.73 

Im Ergebnis stehen sich damit im Vertrag von Lissabon rechtlich bindende 
Rechtsakte in Form von Verordnungen, Richtlinien und Beschlüssen und rechtlich 
nicht bindende Rechtsakte in Gestalt von Empfehlungen und Stellungnahmen gegen-
über. Hinsichtlich der rechtlich bindenden Rechtsakte wird weiterhin zwischen sol-

 
68  Schroeder, Grundkurs Europarecht, § 7 Rn. 33. 
69  Ibid., § 7 Rn. 33. 
70  So Ibid., § 7 Rn. 34. 
71  Vgl. unten Punkt D.II. 
72  Streinz/Ohler/Herrmann, Der Vertrag von Lissabon zur Reform der EU, 113 f. 
73  Schusterschitz, in: Hummer/Obwexer (Hrsg.), Der Vertrag von Lissabon, 209 (215). 
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chen mit (sog. Gesetzgebungsakte) und ohne Gesetzescharakter differenziert, wobei 
ausschließlich das im Primärrecht gewählte Rechtsetzungsverfahren und nicht die Be-
zeichnung des Rechtsaktes als Unterscheidungskriterium dient. Die rechtlich binden-
den Rechtsakte ohne Gesetzescharakter (sog. exekutive Rechtsetzung) lassen sich letzt-
lich in delegierte Rechtsakte im Sinn des Art. 290 AEUV und in Durchführungs-
rechtsakte gem. Art. 291 AEUV aufteilen. Damit wird durch den Vertrag von Lissa-
bon wie schon im Verfassungsvertrag eine Dreiteilung in Gesetzgebungsakte, delegier-
te Rechtsakte und Durchführungsrechtsakte vorgenommen, die eine absteigende 
Mitwirkung der Gesetzgeber an den Rechtsakte und damit verbunden eine absteigen-
de Dispositionsfreiheit der Akteure vorsehen.74 

II. Delegierte Rechtsakte (Art. 290 AEUV) 

1. Die Regelungen des Art. 290 Abs. 1 AEUV 

Mit der künftig in Art. 290 AEUV angesprochenen delegierten Rechtsetzung wird 
die mittlerweile herausgebildete Praxis der Rechtsetzung kodifiziert, wodurch inner-
halb gewisser Grenzen Elemente eines Sekundärrechtsaktes durch einen „tertiären“ 
Rechtsakt75 geändert werden können.76 Da die Delegation von Gesetzgebungsbefug-
nissen auf die Kommission als Exekutivorgan unter Berücksichtigung des Grundsatzes 
der Gewaltenteilung einer ausdrücklichen Ermächtigung bedarf, schafft Art. 290 Abs. 
1 AEUV nun die Rechtsgrundlage zur Übertragung von legislativen Rechtsetzungsbe-
fugnissen durch das Parlament und den Rat oder nur durch den Rat auf die Kommis-
sion.77 Zwar ist grundsätzlich die Änderung eines Gesetzgebungsaktes nur durch einen 
actus contrarius möglich. Gleichwohl ist es zuweilen sinnvoll, manche Änderungen 
von Bestimmungen des Rechtsaktes, die auf die Grundausrichtung keine Auswirkun-
gen haben und beispielsweise nur eine Anpassung an eine technische Neuerung oder 
aktuelle Entwicklung bewirken sollen, durch eine Delegation von Gesetzgebungsbe-
fugnissen auf die Kommission vorzunehmen.78 Bei den delegierten Rechtsakten nach 
Art. 290 AEUV handelt es sich somit um exekutive Gesetzgebung durch die Kommis-
sion, vergleichbar mit der nach dem Grundgesetz in Art. 80 Abs. 1 GG eröffneten 
Möglichkeit, legislative Befugnisse auf die Exekutive durch Ermächtigung zum Erlass 
von Rechtsverordnungen zu übertragen.79 

Inhaltlich ermöglich Art. 290 AEUV dem Gesetzgeber somit, der Kommission 
die Befugnis zu übertragen, Rechtsakte ohne Gesetzescharakter mit allgemeiner Gel-
tung zur Ergänzung oder Änderung bestimmter nicht wesentlicher Vorschriften eines 
Gesetzgebungsaktes zu erlassen. Diese von der Kommission erlassenen Rechtsakte 
werden nach der Terminologie des neuen Vertrags gem. Art. 290 Abs. 3 AEUV als 

 
74  Ibid., 209 (217). 
75  Streinz, Europarecht, Rn. 521 spricht in diesem Zusammenhang von „Tertiärrecht“. 
76  Schusterschitz, in: Hummer/Obwexer (Hrsg.), Der Vertrag von Lissabon, 209 (217). 
77  Hetmeier, in: Lenz/Borchardt (Hrsg.), EU-Kommentar, Art. 290, Rn. 2. 
78  Schusterschitz, in: Hummer/Obwexer (Hrsg.), Der Vertrag von Lissabon, 209 (217). 
79  Hetmeier, in: Lenz/Borchardt (Hrsg.), EU-Kommentar, Art. 290, Rn. 2. 
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delegierte Rechtsakte bezeichnet und ermöglichen so die Unterscheidung von solchen 
delegierten Rechtsakten und Gesetzgebungsakten. 

Die Grenzen der Übertragung solcher legislativen Gesetzgebungsbefugnisse auf 
die Kommission als Exekutivorgan bestehen gem. Art. 290 Abs. 1 UAbs. 1 und 2 
AEUV zunächst darin, dass die Grundlage für eine derartige Delegation nur ein Ge-
setzgebungsakt i.S.d. Art. 289 Abs. 3 AEUV sein kann, also nur ein verbindlicher 
Rechtsakt, der im ordentlichen oder besonderen Gesetzgebungsverfahren gem. Art. 
289 AEUV angenommen wurde.80 Daneben dürfen nur bestimmte, nicht wesentliche 
Vorschriften des Gesetzgebungsaktes übertragen werden, nicht hingegen die wesentli-
chen Aspekte eines Bereichs. Gegenstand der Übertragung kann damit also nur ein 
Teilbereich der Gesetzgebungsakte sein, mithin nicht die vollständige Änderung 
durch delegierte Rechtsakte. Um wesentliche Vorschriften i.S.d. Art. 290 Abs. 1 
UAbs. 1 AEUV wird es sich somit bei solchen handeln, die „ausschlaggebend und von 
tragender Bedeutung für die Ziele, die ein Gesetzgebungsakt hauptsächlich intendiert, 
sind, nicht hingegen bei bloßen Detailregelungen insbesondere technischer Art“.81 Da 
zudem die delegierten Rechtsakte einen Gesetzgebungsakt gem. Art. 289 AEUV nur 
ändern oder ergänzen können82, also nicht die Zielsetzung des Gesetzgebungsaktes in 
Frage stellen dürfen, ist auch die Ausübung der übertragenen Befugnisse durch die 
Kommission begrenzt.83 Schließlich obliegt es dem Rat und dem Europäischen Par-
lament, Ziel, Inhalt, Geltungsbereich und Dauer einer Übertragung von Gesetzge-
bungsbefugnissen auf die Kommission in den betreffenden Gesetzgebungsakten fest-
zulegen, um eine Kontrolle der exekutive Rechtsetzung der Kommission in Gestalt 
delegierter Rechtsakte zu ermöglichen.84 

2. Bedingungen der Befugnisübertragung nach Art. 290 Abs. 2 AEUV 

Neben diesen inhaltlichen Grenzen der Delegation von Rechtsetzungsbefugnissen 
auf die Kommission eröffnet Art. 290 Abs. 2 AEUV für den Rat oder das Parlament 
die Möglichkeit, Bedingungen für die Übertragung von Rechtsetzungsbefugnissen 
festzulegen. Diesbezüglich statuiert Art. 290 Abs. 2 lit. a) AEUV zunächst ein Wider-
rufsrecht für den Rat und das Parlament. Zwar haben der Rat und das Parlament oh-
nehin als originär zuständige Gesetzgebungsorgane ein Widerrufsrecht in Gestalt der 
Möglichkeit des Erlasses eines neuen Gesetzgebungsaktes, da die Delegation von legis-
lativen Befugnissen auf die Kommission nicht als endgültige und dauerhafte Ver-

 
80  Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament und den Rat, KOM(2009) 673 vom 9. 

Dezember 2009 zur Umsetzung des Art. 290 AEUV, 3; dazu siehe auch oben Punkt D.I.1. 
81  Hetmeier, in: Lenz/Borchardt (Hrsg.), EU-Kommentar, Art. 290, Rn. 7 ff. 
82  Zur Auslegung der Begriffe „Änderung“ und „Ergänzung“ aus Sicht der Kommission vgl. Mittei-

lung der Kommission an das Europäische Parlament und den Rat, KOM(2009) 673 vom 9. De-
zember 2009 zur Umsetzung des Art. 290 AEUV, 4. 

83  Hetmeier, in: Lenz/Borchardt (Hrsg.), EU-Kommentar, Art. 290, Rn. 5 f. 
84  Ausführlich dazu Sohn/Koch, Kommentierung der Mitteilung der Kommission [KOM(2009) 673] 

über die Umsetzung von Artikel 290 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 
CEP-Kommentar, März 2010, 14 f., erhältlich im Internet: <http://www.cep.eu/fileadmin/ 
user_upload/Kurzanalysen/Kommentar_Komitologie/KOM_2009-673_Kommentar.pdf> (be-
sucht am 06.07.2010). 
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schiebung gesetzgebender Rechte gesehen werden kann.85 Gleichwohl versteht sich der 
Widerrufsvorbehalt des Art. 290 Abs. 2 lit. a) AEUV als Widerrufsmöglichkeit, die 
vom Parlament oder Rat ohne Rücksicht auf das jeweils andere Organ ausgeübt wer-
den kann.86 Daneben eröffnet Art. 290 Abs. 2 lit. b) AEUV für die Gesetzgebungsor-
gane die Möglichkeit, Einwände gegen das Inkrafttreten delegierter Rechtsakte gel-
tend machen zu können. Damit scheinen Zustimmungs-, Aufhebungs- und Ände-
rungsvorbehalte explizit ausgeschlossen, zumal Rechtsfolge eines Einwandes sein dürf-
te, dass der delegierte Rechtsakt nach Ausübung dieser Einspruchsmöglichkeit in der 
vorgelegten Form nicht erlassen werden kann.87 

Die Bedingungen i.S.d. Art. 290 Abs. 2 lit. a) und b) AEUV können jederzeit im 
Basisrechtsakt festgelegt werden. Aufgrund des freien Ermessens der Gesetzgebungsor-
gane besteht eine Pflicht hierzu indes nicht. Demgemäß ist die Anwendung eines Wi-
derrufsvorbehalt oder einer Einspruchsmöglichkeit alternativ oder kumulativ möglich. 
Außerdem können diese beiden Möglichkeiten vom Parlament oder dem Rat ohne 
Rücksicht auf die Haltung des jeweils anderen Gesetzgebungsorgans ausgeübt wer-
den.88 Sofern von einer dieser Möglichkeiten Gebrauch gemacht wird, enthält Art. 
290 Abs. 2 AEUV hierfür spezielle Regelungen der Mehrheitserfordernisse, wodurch 
der Rat mit qualifizierter Mehrheit und das Parlament mit der Mehrheit seiner Mit-
glieder beschließt, unabhängig auch von den sonst in dem jeweiligen Sachbereich an-
zuwendenden Mehrheitsvoraussetzungen. 

Obwohl die Voraussetzungen für die Einbindung eines Widerrufsvorbehalts bzw. 
einer Einspruchmöglichkeit inhaltlich identisch sind, unterscheiden sich diese beiden 
Möglichkeiten doch in ihrer Wirkung. Während es sich beim Einspruchsrecht aus 
Sicht der Kommission um einen spezifischen Einwand gegen einen ganz bestimmten 
delegierten Rechtsakt handelt, bedeutet ein Widerruf demgegenüber, dass der Kom-
mission die übertragenen Befugnisse generell und vollständig entzogen werden. Das 
Einspruchsrecht dient also der allgemeinen Kontrolle, die der Gesetzgeber über sämt-
liche delegierte Rechtsakte ausübt; der Widerruf hingegen erscheint eher als außerge-
wöhnliche Maßnahme, „die sich dadurch rechtfertigen lässt, dass neue Fakten zu Tage 
getreten sind, die die eigentliche Grundlage der Befugnisübertragung infrage stel-
len“.89 

III. Durchführungsrechtsakte (Art. 291 AEUV) 

 

Mit Art. 291 AEUV ist wie bereits im Verfassungsvertrag die Möglichkeit des Er-
lasses von Durchführungsrechtsakten vorgesehen, deren Charakter gem. Art. 291 Abs. 
4 AEUV durch die Einfügung des Wortteils „Durchführungs-“ im Titel deutlich ge-

85  In diesem Sinne wohl auch die Kommission, vgl. Mitteilung der Kommission an das Europäische 
Parlament und den Rat, KOM(2009) 673 vom 9. Dezember 2009 zur Umsetzung des Art. 290 
AEUV, 6. 

86  Hetmeier, in: Lenz/Borchardt (Hrsg.), EU-Kommentar, Art. 290, Rn. 16. 
87  Ibid., Art. 290, Rn. 17. 
88  Ibid., Art. 290, Rn. 18 f. 
89  Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament und den Rat, KOM(2009) 673 vom 9. 

Dezember 2009 zur Umsetzung des Art. 290 AEUV, 8. 
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macht wird. Dazu statuiert Art. 291 Abs. 1 AEUV zunächst das Gebot, dass die Mit-
gliedstaaten alle zur Durchführung der verbindlichen Rechtsakte der Union erforder-
lichen Maßnahmen nach innerstaatlichem Recht ergreifen sollen. Der Grundsatz des 
Unionsrechts, dass die verwaltungsgemäße Durchführung des EU-Rechts grundsätz-
lich allein den Mitgliedstaaten obliegt, wird somit im Primärrecht festgehalten. Hier-
von ist jedoch gem. Art. 291 Abs. 2 AEUV dann eine Ausnahme zu machen, wenn 
einheitliche Bedingungen für die Durchführung verbindlicher Rechtsakte der Union 
notwendig sind. In einem solchen Fall werden in der Regel der Kommission bzw. in 
Sonderfällen dem Rat die Befugnisse übertragen, Durchführungsbestimmungen zu 
erlassen. Damit regelt Art. 291 AEUV Fälle der Übertragung exekutiver Befugnisse.90 
Die Regelübertragung auf die Kommission entspricht insoweit durchaus der Aufga-
benstellung dieses Organs der Exekutive, da es ohnehin Durchführungs- und Voll-
zug

eise Übertragung der Durchführungsbefugnisse an den Rat gilt dies hinge-
gen

am Verfahren nach Art. 291 AEUV an sich.93 

90  
91  

, erhältlich im Internet: <http://www.cep.eu/fileadmin/user_upload/ 

92  

ärz 2010, 2010/0051 (COD). Danach sollten zum Zwecke 

93  

ärz 2010, 4 f., erhältlich im Internet: <http://www.cep.eu/fileadmin/user_upload/ 
 

saufgaben wahrzunehmen hat. 
Als Ausgleich für die in Art. 291 Abs. 2 AEUV geregelte Ausnahme vom Grund-

satz der Regelzuständigkeit der Mitgliedstaaten bei der Durchführung von EU-Recht 
i.S.d. Art. 291 Abs. 1 AEUV enthält Abs. 3 der Norm eine Kontrollmöglichkeit für 
die Mitgliedstaaten, um die Kommission bei der Ausübung der Durchführungsbefug-
nisse zu überwachen. Diesbezüglich werden Rat und Europäisches Parlament ver-
pflichtet, im ordentlichen Gesetzgebungsverfahren durch Verordnung allgemeine Re-
geln und Grundsätze zur Ausübung der Durchführungskontrolle festzulegen. Für die 
ausnahmsw

 nicht. 
Da folglich die Durchführungsmaßnahmen des Art. 291 AEUV der einheitlichen 

Anwendung eines Basisrechtsaktes durch die Mitgliedstaaten dienen und die Kontrol-
le hierüber ebenso den Mitgliedstaaten obliegt, könnte diese Kontrolle auch weiterhin 
durch Ausschüsse erfolgen, die mit Vertretern der Mitgliedstaaten besetzt sind und 
sich in langen Jahren der Praxis als zweckmäßig erwiesen haben.91 Gleichwohl bleibt 
es der neuen Komitologieverordnung vorbehalten, diese Regelungen für die Zukunft 
festzulegen.92 Bemerkenswert erscheint schon jetzt die Tatsache, dass eine Beteiligung 
des Europäischen Parlaments zwar bei der Festlegung der allgemeinen Regeln und 
Grundsätze eben dieser mitgliedstaatlichen Kontrolle vorgesehen ist, nicht hingegen 

 
Hetmeier, in: Lenz/Borchardt (Hrsg.), EU-Kommentar, Art. 291, Rn. 1. 
Sohn/Koch, Kommentierung der Mitteilung der Kommission [KOM(2009) 673] über die Umset-
zung von Artikel 290 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union, CEP-
Kommentar, März 2010, 4
Kurzanalysen/ Kommentar_Komitologie/KOM_2009-673_Kommentar.pdf> (besucht am 
06.07.2010). 
Siehe hierzu den Kommissionsvorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und 
des Rates zur Festlegung der allgemeinen Regeln und Grundsätze, nach denen die Mitgliedstaaten 
die Wahrnehmung der Durchführungsbefugnisse durch die Kommission kontrollieren, 
KOM(2010) 83 endgültig vom 9. M
dieser Kontrolle Ausschüsse eingerichtet werden, die mitgliedstaatlich besetzt sind und in denen 
die Kommission den Vorsitz führt. 
Sohn/Koch, Kommentierung der Mitteilung der Kommission [KOM(2009) 673] über die Umset-
zung von Artikel 290 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union, CEP-
Kommentar, M
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IV. Verhältnis zwischen Art. 290 AEUV und Art. 291 AEUV 

Da bei Durchführungsrechtsakten nach dem Wortlaut des Art. 291 AEUV keine 
unmittelbare Kontrolle durch den europäischen Gesetzgeber statuiert ist, kommt der 
Unterscheidung der Art. 290 und 291 AEUV außerordentliche Brisanz zu, lässt sich 
zugleich aber auch allein auf Grundlage der in den Artikeln verwendeten Begrifflich-
keiten sehr schwer ergründen. Die Begriffe delegierter Rechtsakt und Durchführungs-
rechtsakt scheinen nicht in einem logischen Gegensatzverhältnis zueinander zu stehen, 
da der Begriff delegierter Rechtsakt auf die Verankerung im Basisrechtsakt verweist, 
während der Begriff Durchführungsrechtsakt sich an der Funktion des Rechtsakts 
orientiert. Aber der Durchführung von EU-Basisrechtsakten dienen nicht nur die so 
bezeichneten Durchführungsrechtsakte, sondern eben auch delegierte Rechtsakte. 
Gleichwohl ist ein Rechtsakt im Sinne des Art. 290 AEUV vom Geltungsbereich des 
Artikels 291 ausgeschlossen und umgekehrt, da beide Artikel so konzipiert worden, 
dass sie sich gegenseitig ausschließen.94 Dies lässt sich schließlich schon aus den unter-
schiedlichen rechtlichen Bezeichnungen der mit Hilfe dieser Artikel erlassenen 
Rechtsakte begründen. 

Im Hinblick auf die Abgrenzung der Anwendungsbereiche ist zunächst festzustel-
len, dass bei delegierten Rechtsakten Tragweite und Wirkung definiert sind – Rechts-
akt mit allgemeiner Geltung zur Ergänzung oder Änderung nicht wesentlicher Vor-
schriften – während sich der Begriff des Durchführungsrechtsaktes, der zu keiner Zeit 
näher beschrieben wird, aus seiner sachlichen Rechtfertigung ergibt – Notwendigkeit 
einheitlicher Bedingungen für die Durchführung.95 Damit handelt es sich bei delegier-
ten Rechtsakten nach Art. 290 AEUV um Maßnahmen, die den Basisrechtsakt än-
dern. Art. 291 AEUV betrifft demgegenüber solche Regelungen, die durch eine ein-
heitliche Festlegung von Detailregelungen die einheitliche Anwendung des Basis-
rechtsaktes in den Mitgliedstaaten gewährleisten sollen. 

Daneben unterscheiden sich beide Normen in der Art der Befugnisübertragung 
auf die Kommission. Denn Art. 290 AEUV dient der Übertragung legislativer Recht-
setzungsbefugnisse, weshalb die Kommission ermächtigt wird, die Arbeit des Gesetz-
gebers zu ergänzen oder zu ändern. Die Übertragung der Befugnisse selbst ist fakulta-
tiv, so dass der Gesetzgeber diesen Weg aus Gründen der Effizienz jederzeit freiwillig 
wählen kann. Demgegenüber hat Art. 291 AEUV die Übertragung exekutiver Befug-
nisse zum Inhalt.96 Bedarf es insoweit einheitlicher Bedingungen für die Durchfüh-
rung der verbindlichen Unionsrechtakte, wird die grundsätzliche Zuständigkeit der 
Mitgliedstaaten für die Durchführung der Rechtsakte aufgehoben und die Kommissi-
on mit den Durchführungsbefugnissen betraut. Das Handeln der Kommission ist 
somit nicht fakultativ, wenn die Voraussetzungen des Art. 291 Abs. 2 AEUV erfüllt 
sind. Vielmehr muss das Exekutivorgan der EU in einem solchen Fall tätig werden, 

 
Kurzanalysen/ Kommentar_Komitologie/KOM_2009-673_Kommentar.pdf> (besucht am 
06.07.2010). 

94  Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament und den Rat, KOM(2009) 673 vom 
9. Dezember 2009 zur Umsetzung des Art. 290 AEUV, 3. 

95  Ibid., 3. 
96  Hetmeier, in: Lenz/Borchardt (Hrsg.), EU-Kommentar, Art. 291, Rn. 1. 
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wenn anderenfalls die wirksame Durchsetzung des Basisrechtsaktes nicht gewährleistet 
werden kann. Teilweise abweichende Durchführungsbedingungen in den Mitglied-
staaten, die die wirksame Durchsetzung des Basisrechtsakts nicht gefährden, sind je-
den

t des Art. 290 AEUV klar hervor, dass die Kommis-
sion

-
schließend geregelt und welche in der Form delegierter Rechtsakte ergänzt oder geän-

uordnen sind.99 

V. 

ngewendet werden oder ob vielmehr neue Verfahren ge-
schaffen werden müssen, die die Umsetzung von delegierten Rechtsakten und Durch-
führungsrechtsakten regeln. 

 

falls keine ausreichende Begründung für einen Durchführungsrechtsakt der 
Kommission.97 

Letztlich lässt sich eine Abgrenzung der Art. 290 und 291 AEUV auch anhand 
der jeweils zu erlassenen Durchführungsmaßnahmen vornehmen. Art. 290 AEUV 
betrifft delegierte Rechtsakte mit allgemeiner Geltung, während Art. 291 AEUV, um 
eine einheitliche Durchführung eines verbindlichen Rechtsakts der Union sicherzu-
stellen, es der Kommission gestattet, auch auf Einzelmaßnahmen zurückzugreifen. 
Hingegen geht aus dem Wortlau

 niemals berechtigt sein wird, einen delegierten Rechtsakt zu erlassen, der sich auf 
eine Einzelmaßnahme bezieht.98 

Im Ergebnis ist es damit für die Kommission rechtlich vorteilhafter, wenn in ei-
nem Gesetzgebungsakt auf Art. 291 AEUV verwiesen wird. Denn dieser räumt der 
Kommission eine größere Selbständigkeit ein als Art. 290 AEUV. Insbesondere unter-
liegt die Befugnisübertragung des Art. 291 AEUV weder den strengen Vorgaben des 
Art. 290 Abs. 1 AEUV noch den Kontrollmechanismen, die Europäischem Parlament 
und Rat gem. Art. 290 Abs. 2 AEUV zur Verfügung stehen. Letztlich kommt es aber 
nur auf die Entscheidung des Gesetzgebers an, welche Aspekte im Basisrechtsakt ab

dert werden können bzw. welche dem Bereich der Durchführung zuz

Einbindung des Komitologieverfahrens in die neue Rechtslage 

Gleichwohl mit dem Vertrag von Lissabon erstmals eine explizite Unterscheidung 
von delegierten Rechtsakten und Durchführungsrechtsakten vorgenommen wird, un-
terlagen doch bisher alle diese Rechtsakte dem Komitologieverfahren. Damit stellt 
sich die Frage, inwieweit die bisherigen Komitologieverfahren auf die neue Rechtslage 
des Vertrages von Lissabon a

97  Sohn/Koch, Kommentierung der Mitteilung der Kommission [KOM(2009) 673] über die Umset-
zung von Artikel 290 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union, CEP-
Kommentar, März 2010, 11, erhältlich im Internet: <http://www.cep.eu/fileadmin/user_upload/ 
Kurzanalysen/ Kommentar_Komitologie/KOM_2009-673_Kommentar.pdf> (besucht am 
06.07.2010). 

98  Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament und den Rat, KOM(2009) 673 vom 9. 
Dezember 2009 zur Umsetzung des Art. 290 AEUV, 4. 

99  Sohn/Koch, Kommentierung der Mitteilung der Kommission [KOM(2009) 673] über die Umset-
zung von Artikel 290 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union, CEP-
Kommentar, März 2010, 12, erhältlich im Internet: <http://www.cep.eu/fileadmin/user_upload/ 
Kurzanalysen/ Kommentar_Komitologie/KOM_2009-673_Kommentar.pdf> (besucht am 
08.07.2010). 
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1. Delegierte Rechtsakte gem. Art. 290 AEUV 

Im Hinblick auf delegierte Rechtsakte lässt sich zunächst feststellen, dass Art. 290 
AEUV selbst als abschließende Regelung dieser Rechtsmaterie den Erlass einer Ver-
ordnung, die die weitergehenden Bedingungen der Delegation von Rechtsetzungsbe-
fugnissen auf die Kommission festlegt, nicht vorsieht. Der somit ausschließlich anzu-
wendende Art. 290 AEUV enthält aber selbst keine Bestimmung, die sich direkt oder 
indirekt auf das Verfahren zum Erlass delegierter Rechtsakte bezieht. Insbesondere ist 
eine Einbeziehung anderer Institutionen, wie etwa die von Ausschüssen, neben der 
Kommission primärrechtlich nicht vorgesehen. 

Aus Sicht der Kommission erscheint es wenig sinnvoll, auf die grundsätzlichen 
Vorteile des Komitologieverfahrens gänzlich zu verzichten, zumal diese selbstverständ-
lich befugt ist, im Rahmen von Konsultationen insbesondere das Fachwissen Dritter 
zu nutzen. Daher sprechen erste Anzeichen dafür, dass die Kommission, abgesehen 
von Fällen, in denen diese Vorarbeiten kein neues Expertenwissen erfordern, systema-
tisch Sachverständige der nationalen Behörden aller Mitgliedstaaten konsultiert, die 
letztlich für die Durchführung delegierter Rechtsakte verantwortlich sein werden. In-
soweit kann man von einer Weiterführung der Ausschussarbeit im Rahmen der Ko-
mitologieverfahren ausgehen, wobei die Kommission nun dabei die Wahl hat, neue 
Expertengruppen zu bilden oder bereits bestehende Expertengruppen heranzuzie-
hen.100 Zumindest für den Erlass von delegierten Rechtsakten im Bereich der Finanz-
dienstleistungen hat die Kommission durch Erklärung Nr. 39 in der Schlussakte aber 
zur Kenntnis gegeben, dass sie weiterhin die mitgliedstaatlichen Experten in dieses 
Rechtsetzungsverfahren einbeziehen wird.101 Diese Erklärung hat deklaratorische Be-
deutung, da sich aus den Verträgen keine Anhaltspunkte dafür ergeben, dass die 
Kommission beim Erlass delegierter Rechtsakte das Fachwissen anderer Stellen nicht 
nutzen darf.102 

Im Hinblick auf die Anwendung eines bestimmten Komitologieverfahrens auf das 
Verfahren zum Erlass delegierter Rechtsakte wird man zunächst sagen können, dass 
„unter rein redaktionellen Gesichtspunkten die Definition delegierter Rechtsakte in 
Art. 290 Abs. 1 AEUV weitgehend der Definition der Rechtsakte entspricht, die im 
Sinne des Beschlusses 1999/468/EG unter das Regelungsverfahren mit Kontrolle fie-
len, das mit Beschluss 2006/512/EG vom 17. Juli 2006 eingeführt wurde“. In beiden 
Fällen handelt es sich um Rechtsakte von allgemeiner Tragweite zur Ergänzung oder 
Änderung bestimmter nicht wesentlicher Vorschriften des betreffenden Gesetzge-
bungsaktes.103 Da aber durch die kürzlich vom Parlament vorgestellte Entschließung 
einer neuen Komitologieverordnung das bisherige Regelungsverfahren mit Kontrolle 
gänzlich aufgehoben würde104, bleibt abzuwarten, in welcher Art und Weise die Ver-

 
100  Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament und den Rat, KOM(2009) 673 vom 9. 

Dezember 2009 zur Umsetzung des Art. 290 AEUV, 7. 
101  Ibid., 7. 
102  Hetmeier, in: Lenz/Borchardt (Hrsg.), EU-Kommentar, Art. 290, Rn. 21. 
103  So insgesamt die Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament und den Rat, 

KOM(2009) 673 vom 9. Dezember 2009 zur Umsetzung des Art. 290 AEUV, 3. 
104  Vgl. hierzu Punkt D.V.2.c). 
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treter der Mitgliedstaaten in den Entscheidungsfondungsprozess beim Erlass delegier-
ter Rechtsakte gem. Art. 290 AEUV einbezogen werden. 

2. Durchführungsrechtsakte i.S.d. Art. 291 AEUV 

Hinsichtlich des Erlasses von Durchführungsrechtsakten werden Rat und Parla-
ment durch Art. 291 Abs. 3 AEUV verpflichtet, allgemeine Regeln und Grundsätze 
zur Ausübung der mitgliedstaatlichen Durchführungskontrolle festzulegen. Damit 
kodifiziert Art. 291 AEUV im Wesentlichen die vor der Komitologiereform 2006 
bestehende Rechtslage in Bezug auf Durchführungsmaßnahmen und lehnt sich inso-
weit eng an Art. 202 3. Spiegelstrich EGV a.F. an, als schon bislang mit den jeweili-
gen Komitologiebeschlüssen eine Regelung mit Vorgaben für die Ausgestaltung aller 
Verfahren zur Durchführungskontrolle existierte.105 Da die Kontrolle der Kommission 
bei der Wahrnehmung von Durchführungsbefugnissen nunmehr allein den Mitglied-
staaten obliegt, mithin eine Beteiligung der Legislativorgane, also des Europäischen 
Parlaments oder des Rates, nicht vorgesehen ist, wird für diese Rechtsakte ebenfalls 
das Komitologieverfahren in modifizierter Form zur Anwendung gelangen und die 
mitgliedstaatliche Kontrolle durch Ausschüsse erfolgen. Die Einzelheiten des Verfah-
rens sind zwar nicht dem Art. 291 AEUV selbst zu entnehmen. Allerdings steht die 
sekundärrechtliche Ausgestaltung des Verfahrens seit der Entschließung des Europäi-
schen Parlaments vom 16. Dezember 2010 zu einer neue Komitologieverordnung 
gemäß Art. 294 Abs. 4 AEUV fest. 

a) Der ursprüngliche Entwurf KOM(2010) 83 vom März 2010 

Mit dem Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des 
Rates zur Festlegung der allgemeinen Regeln und Grundsätze, nach denen die Mit-
gliedstaaten die Wahrnehmung der Durchführungsbefugnisse durch die Kommission 
kontrollieren, legte die Kommission im März 2010 einen ersten Entwurf der neu zu 
erlassenen Komitologieverordnung unter Beachtung der aktuellen Rechtslage vor.106 
Ziel des Verordnungsentwurfs war die Ausgestaltung der mitgliedstaatlichen Kontroll-
rechte gegenüber der Kommission bei den ihr übertragenen Durchführungsbefugnis-
sen. Damit legte der Vorschlag aus Sicht der Kommission das Kontrollverfahren 
durch die Mitgliedstaaten i.S.d. Art. 291 Abs. 3 i.V.m. Art. 294 AEUV fest und dien-
te insoweit der Umsetzung des Art. 291 AEUV. Der Verordnungsentwurf zielte folg-
lich darauf ab, die allgemeinen Regeln und Grundsätze festzuhalten, die zur Anwen-
dung kämen, wenn ein verbindlicher Rechtsakt der Union verlangt, dass verbindliche 
Durchführungsrechtsakte von der Kommission erst nach einer Kontrolle durch die 
Mitgliedstaaten erlassen werden kann. 

Inhaltlich baute der Vorschlag auf dem Komitologiebeschluss 1999/468/EG so-
wie auf die bei der Durchführung dieses Beschlusses gesammelten Erfahrungen auf. 

 
105  Schusterschitz, in: Hummer/Obwexer (Hrsg.), Der Vertrag von Lissabon, 209 (219); Hetmeier, in: 

Lenz/Borchardt (Hrsg.), EU-Kommentar, Art. 291, Rn. 9. 
106  Siehe hierzu KOM(2010) 83 endgültig vom 9. März 2010, 2010/0051 (COD). 
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Gem. Art. 3 des Kommissionsvorschlages wurde die im Komitologiebeschluss vom 
1999 vorgesehene Ausschussstruktur grundsätzlich beibehalten, weshalb aus Sicht der 
Kommission die mitgliedstaatliche Kontrolle i.S.d. Art. 291 Abs. 3 AEUV auch wei-
terhin durch Ausschüsse zu erfolgen hätte, in denen die Kommission den Vorsitz 
führt. Allerdings waren mit dem Beratungsverfahren und dem Prüfverfahren nur noch 
zwei Ausschussarten durch den Entwurf vorgesehen. 

Das Beratungsverfahren i.S.d. Art. 4 des Entwurfs lehnte sich stark an das bereits 
bestehende namensgleiche Verfahren an. Es sah die Beteiligung mitgliedstaatlich be-
setzter Ausschüsse vor, die zu dem Entwurf einer Durchführungsmaßnahme eine Stel-
lungnahme abgeben konnten. Sofern hierfür eine Abstimmung notwendig gewesen 
wäre, konnte eine Stellungnahme nach Art. 4 Abs. 1 des Entwurfs i.V.m. Art. 238 
Abs. 1 AEUV mit einfacher Mehrheit der Ausschussmitglieder gefasst werden. Diese 
Stellungnahme war für die Kommission aber nicht bindend. Vielmehr hatte das Exe-
kutivorgan die Möglichkeit, die zu treffenden Maßnahmen auch mit inhaltlichen 
Abweichungen zu erlassen, gleichwohl die Kommission gehalten war, die Stellung-
nahmen des beratenden Ausschusses soweit wie möglich zu berücksichtigen. 

Das neue Prüfverfahren des Art. 5 des Entwurfs sollte sowohl das Verwaltungsver-
fahren als auch das Regelungsverfahren ersetzen. Hierbei nahm der Prüfausschuss zum 
Entwurf einer Durchführungsmaßnahme Stellung. Voraussetzung für eine (zustim-
mende oder ablehnende) Stellungnahme war aber die qualifizierte Mehrheit des Aus-
schusses. Stimmte der Maßnahmenentwurf mit der Stellungnahme überein, so hätte 
die Kommission diese Maßnahmen erlassen können, sofern keine außergewöhnlichen 
Umstände oder neue Anhaltspunkte es gerechtfertigt hätten, diese Maßnahmen nicht 
zu erlassen. In solchen Fällen konnte der Vorsitzende dem Ausschuss einen neuen 
Entwurf der zu treffenden Maßnahmen unterbreiten. Stimmte hingegen der Maß-
nahmenentwurf nicht mit der Stellungnahme des Ausschusses überein, so durfte die 
Kommission diese Maßnahmen nicht erlassen. Der Vorsitzende musste vielmehr dem 
Ausschuss den Maßnahmenentwurf zur weiteren Beratung vorlegen oder eine geän-
derte Fassung des Maßnahmenentwurfs unterbreiten. Gab der Prüfausschuss demge-
genüber überhaupt keine Stellungnahme ab, hätte die Kommission gem. Art. 5 Abs. 4 
des Entwurfs die vorgeschlagenen Maßnahmen ebenfalls erlassen können. 

Durch das Prüfverfahren erhielt die Kommission daneben auch ausnahmsweise 
das Recht, trotz ablehnender Stellungnahme des Prüfausschusses eine Maßnahme zu 
erlassen. Dies war nach Art. 5 Abs. 5 des Kommissionsvorschlages aber nur dann 
möglich, wenn die Tatsache, dass diese Maßnahmen nicht innerhalb einer zwingen-
den Frist erlassen worden wären, zu erheblichen Marktstörungen geführt bzw. die 
Sicherheit von Menschen oder die finanziellen Interessen der Union gefährdet hätten. 
In einem solchen Fall konnte die Kommission die erlassenen Maßnahmen dem Aus-
schuss zur Abgabe einer zweiten Stellungnahme innerhalb eines Monats vorlegen. Sah 
sie davon ab, musste sie auch die erlassene Maßnahme unverzüglich aufheben. 
Daneben war eine solche Aufhebung dann notwendig, wenn auch die zweite Stel-
lungnahme des Ausschusses der Maßnahme nicht zugestimmt hätte. Stimmten dage-
gen die Maßnahmen mit der zweiten Stellungsnahme überein oder lag keine Stel-
lungnahme vor, blieben die Maßnahme gem. Art. 5 Abs. 5 UAbs. 2 des Entwurfs in 
Kraft. 
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Anwendbar wären beide Verfahren aber nur dann gewesen, wenn der Basisrechts-
akt bestimmt, dass es erstens bei der Übertragung um verbindliche Durchführungs-
rechtsakte geht und zweitens, dass die Durchführungsrechtsakte erst nach einer Kon-
trolle durch die Mitgliedstaaten erlassen werden dürften (vgl. Art. 1 und Erwägungs-
grund 5 des Verordnungsentwurfs). Welches der beiden Ausschussverfahren einschlä-
gig war, legte der Basisrechtsakt fest, wobei gem. Art. 2 Abs. 3 des Vorschlages das 
Beratungsverfahren als Regelverfahren in allen politischen Bereichen und bei allen 
Arten verbindlicher Durchführungsmaßnahmen immer dann zur Anwendung ge-
kommen wäre, wenn dies zweckmäßig erschien. Das Prüfverfahren demgegenüber 
konnte nach dem Entwurf nur ausnahmsweise herangezogen werden, wenn die 
Durchführungsmaßnahmen von allgemeiner Tragweite (Art. 2 Abs. 2 lit. a des Ent-
wurfs) oder wenn bestimmte Politikbereiche betroffen waren. Art. 2 Abs. 2 lit. b des 
Entwurfs zählte hierfür abschließend die gemeinsame Agrar- und Fischereipolitik, die 
gemeinsame Handelspolitik sowie Durchführungsmaßnahmen in den Bereichen 
Umwelt, Sicherheit oder Schutz der Gesundheit von Menschen, Tieren und Pflanzen 
auf. 

Im Hinblick auf den bislang noch geltenden Komitologiebeschluss von 1999 in 
der Fassung des Beschlusses 2006/512/EG sah Art. 9 des Kommissionsvorschlages 
vom März 2010 zudem vor, dass der Komitologiebeschluss mit Inkrafttreten der neu-
en Verordnung aufgehoben werden sollte. Für Basisrechtsakte, die noch auf den Ko-
mitologiebeschluss 1999/468/EG verweisen würden, sollte gem. Art. 10 i.V.m. Art. 
12 des Entwurfs automatisch die neue Verordnung zwei Monate nach ihrem Inkraft-
treten gelten. Hiervon waren zum einen gem. Art. 11 des Entwurfs laufende Verfah-
ren ausgenommen, in denen ein Ausschuss bereits eine Stellungnahme abgegeben hat-
te. Zum anderen war von der automatischen Anpassung auch das Regelungsverfahren 
mit Kontrolle ausgenommen, da Art. 10 des Kommissionsvorschlages das in Art. 5 a 
des Komitologiebeschlusses von 1999 in der Fassung des Beschlusses 2006/512/EG 
angesprochene Verfahren unerwähnt ließ. 

b) Bewertung 

Der Kommissionsvorschlag einer Komitologieverordnung vom März 2010 war 
zunächst eine logische und konsequente Weiterentwicklung des bisherigen Komitolo-
gieverfahrens. Denn zum einen wurde die bisher praktizierte Beteiligung mitglied-
staatlich besetzter Ausschüsse am Rechtsetzungsverfahren fortgeführt und damit auch 
im Falle der Durchführungsrechtsakte eine Ausschusstätigkeit explizit statuiert. Damit 
einhergehend erkannte die Kommission an, dass die Mitgliedstaaten bei der Durch-
führung von EU-Recht i.S.d. Art. 291 Abs. 1 AEUV eine Regelzuständigkeit besitzen 
und im Falle der Übertragung dieser Befugnisse gem. Art. 291 Abs. 3 AEUV zumin-
dest eine Kontrolle der Kommissionstätigkeit wahrnehmen sollten. Zum anderen 
wurde das Komitologieverfahren durch den Verordnungsentwurf weiter vereinfacht. 
Die Reduzierung der möglichen Ausschussverfahren auf Beratungs- und Prüfverfah-
ren hätte letztlich gegenüber dem Komitologiebeschluss von 1999 für mehr Transpa-
renz gesorgt. Zudem wurde der Erlass von Durchführungsmaßnahmen erleichtert, da 
das Beratungsverfahren als Regelverfahren vorgesehen war und das Prüfverfahren nur 
dort zugelassen war, wo das Interesse der Mitgliedstaaten an einer durchschlagenden 
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Kontrolle besonders hoch gewesen wäre. Die Einfachheit des Beratungsverfahrens 
hätte zudem zur Folge gehabt, dass die Kommission aufgrund der Unverbindlichkeit 
der Stellungnahmen des Ausschusses flexibel bleibt, darüber hinaus aber weiterhin 
Zugriff auf den Sachverstand der Ausschussmitglieder gehabt hätte. Nachteile brachte 
dieses Verfahren hingegen für die Mitgliedstaaten, da diese eine Durchführungsmaß-
nahme im Beratungsverfahren letztlich nicht verhindern konnten. Diese mitgliedstaat-
liche Einschränkung konnte jedoch dadurch umgangen werden, dass mithilfe des Ba-
sisrechtsakts bestimmte Anforderungen an die zu erlassenden Durchführungsmaß-
nahmen festgelegt werden. Darüber hinaus bestand aus Sicht der Mitgliedstaaten die 
Möglichkeit, die Kommission mit der Drohung einer negativen Stellungnahme poli-
tisch unter Druck zu setzen. 

Problematisch war hingegen die Abgrenzung der beiden durch den Kommissions-
vorschlag vorgesehenen Verfahren. Analog zu den bereits im Komitologiebeschluss 
aufgeführten (dort noch unverbindlichen) Kriterien für Verwaltungs- und Regelungs-
verfahren sollte das Prüfverfahren, neben explizit aufgeführten Politikbereichen, bei 
„allgemeiner Tragweite“ Anwendung finden, es sei denn, dass das Beratungsverfahren 
„zweckmäßiger“ gewesen wäre. Wie diese Begriffe aber auszulegen waren, blieb im 
Entwurf unerwähnt und schien damit eine reine Ermessensfrage zu sein. Gleichwohl 
wäre diese Abgrenzung höchst bedeutsamgewesen, wenn man berücksichtigt, dass nur 
das Prüfverfahren dem Ausschuss ein Vetorecht gegen den Erlass einer Durchfüh-
rungsmaßnahme zugebilligt hätte. 

c) Die Entschließung des Parlaments vom 16. Dezember 2010 

Nunmehr wurde nach neunmonatigen Verhandlungen am 16. Dezember 2010 
ein Einvernehmen zwischen dem Rat und dem Europäischen Parlament über die zu-
künftige Komitologieverordnung erreicht, welche eine Neuregelung der Durchfüh-
rungsbefugnisse der Kommission vornimmt.107 Zum 1. März 2011 löst die neue Ko-
mitologieverordnung die bisherigen Regelungen automatisch ab. Zudem baut diese 
Verordnung in weiten Teilen auf dem bisherigen Entwurf KOM(2010) 83 vom März 
2010 auf und übernimmt die dort vorgeschlagene Ausschussstruktur fast inhaltsgleich. 

Aufgrund dessen ist für das Prüfverfahren in Art. 5 Abs. 1 der Verordnung vorge-
sehen, dass der Prüfausschuss seine Stellungnahmen, wie bisher auch, mit einer quali-
fizierten Mehrheit nach Artikel 16 Abs. 4 und 5 EUV abgeben soll. Stimmt diese Stel-
lungnahme des Ausschusses mit dem Maßnahmenentwurf der Kommission überein, 
kann letztere die vorgeschlagenen Maßnahmen erlassen. Gibt der Ausschuss aber eine 
negative Stellungnahme ab, kann die Kommission den Maßnahmenentwurf nicht 

 
107  Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments vom 16. Dezember 2010 zu dem Vor-

schlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Festlegung der allge-
meinen Regeln und Grundsätze, nach denen die Mitgliedstaaten die Wahrnehmung der Durch-
führungsbefugnisse durch die Kommission kontrollieren (KOM(2010)0083 – C7-0073/2010 – 
2010/0051(COD)); siehe hierzu für den Bereich der Europäischen Handelspolitik den Bericht 
vom 08.11.2010, erhältlich im Internet: <http://www.cep.eu/fileadmin/user_upload/ 
Kurzanalysen/Kommen-tar_Komitologie/ KOM_2009-673_Kommentar.pdf> (besucht am 
10.11.2010). 
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erlassen. In einem solchen Fall soll nunmehr der Vorsitz die Möglichkeit erhalten, 
entweder binnen zwei Monaten dem Ausschuss eine geänderte Fassung des Maßnah-
menentwurfs vorzulegen oder binnen eines Monats den Entwurfsvorschlag an einen 
Berufungsausschuss (appeal committee) zur weiteren Beratung weiterzuleiten. Damit 
wird zunächst für die Fälle, in denen eine qualifizierte Mehrheit der mitgliedstaatli-
chen Ausschussmitglieder gegen die von der Kommission vorgelegten Maßnahmen 
votiert, eine zweite Entscheidungsebene im Komitologieverfahren eingeführt. 

Daneben soll das neu geschaffene Berufungsverfahren auch dann Anwendung 
finden, wenn der Ausschuss keine Stellungnahme zum Kommissionsvorschlag abge-
geben hat. Zwar hat die Kommission in einem solchen Fall gem. Art. 5 Abs. 4 der 
Verordnung weiterhin das Recht, die beabsichtigten Maßnahmen zu erlassen. Als 
Ausnahme hierzu darf jedoch die Kommission die vorgeschlagenen Maßnahmen dann 
nicht umsetzen, wenn die Rechtsakte die Besteuerung, Finanzdienstleistungen, den 
Schutz der Gesundheit oder der Sicherheit von Menschen, Tieren oder Pflanzen oder 
endgültige multilaterale Schutzmaßnahmen betreffen, der Basisrechtsakt dies so be-
stimmt oder eine einfache Mehrheit im Ausschuss hierfür stimmt. In diesen drei Fäl-
len hat der Vorsitzende des Ausschusses wiederum das Recht, entweder binnen zwei 
Monaten dem Ausschuss eine geänderte Fassung des Maßnahmenentwurfs vorzulegen 
oder binnen eines Monats den Entwurfsvorschlag an einen Berufungsausschuss zur 
weiteren Beratung weiterzuleiten. Das Berufungsverfahren wird somit gem. Art. 5 
Abs. 4 UAbs. 3 der Verordnung auch dann angewendet, wenn im Ausschuss zwar 
keine qualifizierte Mehrheit gefunden wurde, mithin keine Stellungnahme im Aus-
schuss abgegeben wurde, aber eine einfache Mehrheit die vorgesehenen Rechtsakte 
ablehnt. Zudem erhält der Vorsitzende die Möglichkeit, dem Ausschuss eine geänder-
te Fassung des Maßnahmenentwurfs vorzulegen, wenn der Ausschuss keine Stellung-
nahme abgegeben hat und die Kommission daher die vorgeschlagenen Maßnahmen 
erlassen dürfte, diese gleichwohl aber noch nicht umgesetzt wurden. 

Für den Sonderfall der Annahme endgültiger Antidumping- oder Ausgleichsmaß-
nahmen gilt dieser Grundsatz jedoch nicht. Vielmehr sieht Art. 5 Abs. 5 der VO als 
Ausnahme zu Abs. 4 für solche Fälle besondere Verfahrensregeln vor. Danach führt 
die Kommission Konsultationen mit den Mitgliedstaaten durch. Frühestens 14 Tage 
vor und spätestens einen Monat nach der Sitzung des Ausschusses unterrichtet die 
Kommission die Ausschussmitglieder über die Ergebnisse dieser Konsultationen und 
legt dem Berufungsausschuss den Entwurf eines Rechtsakts vor. Dieser tritt abwei-
chend von Art. 3 Abs. 7 der VO frühestens 14 Tage vor und spätestens einen Monat 
nach der Vorlage des Entwurfs eines Rechtsakts zusammen und gibt seine Stellung-
nahme gemäß Art. 6 ab. 

Da in den Fällen, in denen der Ausschuss eine negative Stellungnahme abgegeben 
hat und in solchen, bei denen der Ausschuss keine Stellungnahme dargelegt hat, 
gleichwohl aber eine der drei oben genannten Fallgruppen betroffen ist, die Kommis-
sion den Maßnahmenentwurf nicht erlassen darf, könnte diese Verzögerung zur Ge-
fährdung wichtiger Rechtsgüter führen. Für diese Sonderfälle sieht Art. 7 vor, dass 
abweichend von Art. 5 Abs. 3 und Abs. 4 UAbs. 2 neben der Einbindung eines Beru-
fungsausschusses die Kommission die im Entwurf vorgesehenen Rechtsakte erlassen 
darf, wenn sie unverzüglich erlassen werden müssen, um eine erhebliche Störung der 
Agrarmärkte oder eine Gefährdung der finanziellen Interessen der Union zu verhin-
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dern. Nur unter diesen Bedingungen erhält die Kommission somit das Recht, vor 
einer Entscheidungsfindung im Berufungsausschuss die notwendigen Durchfüh-
rungsmaßnahmen zu erlassen, obwohl diese vorgeschlagenen Maßnahmen keine qua-
lifizierte Zustimmung des verweisenden Ausschusses gefunden haben oder dessen Aus-
schussmitglieder sich sogar mehrheitlich gegen den Entwurf ausgesprochen haben. 

Sind derartige Störungen der Agrarmärkte oder Risiken der finanziellen Interessen 
der Union zu befürchten, muss die Kommission die (ausnahmsweise) erlassenen 
Maßnahmen sofort dem Berufungsausschuss darlegen. Gibt dieser eine positive oder 
gar keine Stellungnahme zu den erlassenen Maßnahmen ab, verbleiben diese Durch-
führungsmaßnahmen in Kraft. Demgegenüber sind diese von der Kommission aufzu-
heben, wenn die Berufungsinstanz negativ votiert. 

Als zweite Ausnahme zu Art. 5 sieht Art. 8 der Verordnung in hinreichend be-
gründeten Fällen äußerster Dringlichkeit eine Regelung über unmittelbar geltende 
Rechtsakte vor. Danach kann die Kommission Rechtsakte erlassen, die unmittelbar 
gelten und für einen Zeitraum von höchstens sechs Monaten in Kraft bleiben, sofern 
im Basisrechtsakt nicht etwas anderes bestimmt ist. Diese Durchführungsmaßnahmen 
müssen aber spätestens 14 Tage nach ihrem Erlass dem zuständigen Ausschuss zur 
Stellungnahme zugeleitet werden. Gibt der Ausschuss bei einem Prüfverfahren eine 
ablehnende Stellungnahme ab, so müssen die Maßnahmen unverzüglich aufgehoben 
werden. Andernfalls sowie im Falle eines Beratungsverfahrens verbleiben die Maß-
nahmen auch nach Stellungnahme des Ausschusses in Kraft. Für den Fall des Erlasses 
von Antidumping- oder Ausgleichsmaßnahmen enthält Art. 8 Abs. V der Verordnung 
spezielle Bestimmungen. Nimmt die Kommission derartige vorläufige Maßnahmen 
an, so findet das in Art. 8 vorgesehene Verfahren grundsätzlich ebenfalls Anwendung. 
Die Kommission ergreift die vorläufigen Maßnahmen nach Konsultation oder − bei 
äußerster Dringlichkeit − nach Unterrichtung der Mitgliedstaaten. In letzterem Fall 
finden aber spätestens zehn Tage, nachdem die Maßnahme der Kommission den 
Mitgliedstaaten mitgeteilt wurde, Konsultationen statt. 

Nach Art. 6 Abs. 1 der Verordnung vollzieht sich die Entscheidungsfindung im 
Berufungsausschuss selbst grundsätzlich wie im verweisenden Ausschuss. Durch die 
Verweisung auf Art. 5 Abs. 1 der Verordnung wird deutlich, dass Stellungnahmen 
auch in der Berufungsinstanz mit qualifizierter Mehrheit abgegeben werden. Sonder-
regeln hierfür gelten aber für den Bereich der Handelspolitik. Denn für einen Zeit-
raum von 18 Monaten ab Erlass der Verordnung gibt der Berufungsausschuss seine 
Stellungnahmen zu endgültigen im Entwurf vorgesehenen Antidumping- oder Aus-
gleichsmaßnahmen mit der einfachen Mehrheit seiner Mitglieder ab (Art. 6 Abs. 5 
VO).108 

Bis eine solche Stellungnahme gefasst ist, kann jedes Mitglied des Berufungsaus-
schusses gem. Art. 6 Abs. 4 der Verordnung Änderungen an den zu erlassenden Maß-
nahmen anregen. Stimmt letztlich der Maßnahmenentwurf mit der Stellungnahme 
überein, kann die Kommission die vorgeschlagenen Maßnahmen erlassen. Gleiches 
gilt, wenn der Berufungsausschuss keine Stellungnahme abgibt. Votiert demgegen-
über dieser Ausschuss gegen den Maßnahmenentwurf, wird also eine negative Stel-

 
108  Siehe dazu Punkt E.III. 
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lungnahme abgegeben, kann die Kommission die Maßnahmen nach Art. 6 Abs. 3 VO 
nicht erlassen. Zudem darf die Kommission nach Art. 6 Abs. 4 der Verordnung im 
Falle der Annahme endgültiger multilateraler Schutzmaßnahmen die im Entwurf vor-
gesehenen Maßnahmen auch dann nicht erlassen, wenn keine befürwortende Stel-
lungnahme vorliegt, die mit der in Art. 5 Abs. 1 VO genannten Mehrheit angenom-
men wurde. 

Die Regelungen über das Beratungsverfahren (Art. 4 VO) sowie die Grundsätze 
des Art. 2 der Verordnung, nach denen sich die Abgrenzung der beiden Ausschussver-
fahren bemisst, bleiben im Vergleich zum Kommissionsvorschlag vom März 2010 
weitgehend unverändert. Folglich kann der Basisrechtsakt weiterhin festlegen, welches 
der beiden Ausschussverfahren zur Anwendung gelangt. Das Prüfverfahren soll insbe-
sondere beim Erlass von Durchführungsrechtsakten von allgemeiner Tragweite (Art. 2 
Abs. 2 lit. a VO) zur Anwendung gelangen sowie nach Art. 2 Abs. 2 lit. b der Verord-
nung auch dann, wenn die Durchführungsrechtsakte Programme mit wesentlichen 
Auswirkungen, die gemeinsame Agrarpolitik und die gemeinsame Fischereipolitik, 
Umwelt, Sicherheit oder Schutz der Gesundheit von Menschen, Tieren und Pflanzen, 
die gemeinsame Handelspolitik oder die Besteuerung betreffen. Das Beratungsverfah-
ren, bei dem die Stellungnahmen des Ausschusses nach wie vor unverbindlich sind, 
findet demgegenüber in diesen Politikbereichen nur in hinreichend begründeten Fäl-
len Anwendung sowie als Regelverfahren bei allen anderen Rechtsmaterien. 

Schließlich übernimmt die neue Komitologieverordnung mit Art. 12 die Rege-
lungen über die Aufhebung des noch geltenden Komitologiebeschlusses von 1999 in 
der Fassung des Beschlusses 2006/512/EG. Auch die automatische Anpassung beste-
hender Basisrechtsakte ist nach Art. 13 der Verordnung weiterhin vorgesehen. Zudem 
legt Art. 10 VO der Kommission Informationspflichten hinsichtlich der Ausschusstä-
tigkeiten auf. 

d) Bewertung 

Die aktuelle Entschließung des Parlaments bringt im Vergleich zum ursprüngli-
chen Kommissionsvorschlag vom März 2010 einige markante Neuerungen und stärkt 
damit die Position der Mitgliedstaaten in bestimmten Bereichen entscheidend. Denn 
konnte nach dem ursprünglichen Entwurf des KOM(2010) 83 die Kommission im 
Prüfverfahren die geplanten Maßnahmen dann erlassen, wenn keine Stellungnahme 
des Ausschusses vorlag, so ist dies nach der Entschließung des Parlaments in einem 
solchen Fall nur noch dann möglich, wenn bestimmte Politikbereiche (Steuerwesen, 
Finanzdienstleistungen, Gesundheit und Sicherheit für Menschen, Tiere und Pflan-
zen) nicht betroffen sind, die Bestimmungen im Basisrechtsakt dem Erlass nicht ent-
gegenstehen und auch keine einfache Mehrheit im Ausschuss gegen den Erlass 
stimmt. Andernfalls findet das Berufungsverfahren statt, welches ebenfalls die Ein-
flussmöglichkeiten der Mitgliedstaaten stärkt. Durch eine zweite mitgliedstaatlich be-
setzte Entscheidungsebene werden die Mitsprache- und Informationsrechte der Mit-
gliedstaaten weiter gefördert. Da der Berufungsausschuss im Prüfverfahren die zu er-
lassenen Maßnahmen mit derselben Mehrheit wie im ursprünglichen Komitologieve-
rordnungsentwurf ablehnen kann, bleibt das Vetorecht der Mitgliedstaaten letztlich 
auch erhalten. Diese Widerspruchsmöglichkeit in der Berufungsebene gilt nach Art. 7 
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der Verordnung sogar dann, wenn die Kommission wegen erheblicher Störungen 
bzw. Gefährdungen bestimmter Rechtsgebiete die Durchführungsmaßnahmen aus-
nahmsweise auch ohne Billigung des verweisenden Ausschusses vorübergehend erlas-
sen durfte. 

Neben diesen Änderungen erfüllt die vom Parlament verabschiedete (vgl. Art. 294 
Abs. 4 AEUV) Verordnung109 auch alle Anforderungen, die an eine neue Komitolo-
gieverordnung i.S.d. Art. 291 AEUV zu stellen sind. Zum einen sorgt die Verordnung 
für mehr Transparenz, da im Gegensatz zur bisher noch geltenden Rechtslage mit 
dem Beratungs- und Prüfungsverfahren nur noch eine überschaubare Anzahl von 
Ausschussverfahren vorgesehen ist. Die Arbeit dieser Ausschüsse wird überdies in ei-
nem jährlichen Bericht durch die Kommission veröffentlicht. Daneben wird die 
Transparenz bei allen Ausschussverfahren auch dadurch gewährleistet, dass alle Do-
kumente, die den Ausschüssen vorgelegt werden, gleichzeitig dem Rat und dem Eu-
ropäischen Parlament zugeleitet werden. Diese nehmen nach Art. 11 der Verordnung 
jeweils gleichberechtigt Kontrollrechte gegenüber der Kommission wahr und können 
jederzeit geltend machen, dass der Entwurf eines Durchführungsrechtsaktes aus ihrer 
Sicht die im Basisrechtsakt vorgesehenen Durchführungsbefugnisse überschreitet. 

Durch die neue Verordnung wird zum anderen aber auch die Effektivität der Ent-
scheidungsfindung in den Komitologieverfahren verbessert. Kommt im Prüfausschuss 
keine qualifizierte Mehrheit für oder gegen den Entwurf eines Durchführungsrechts-
aktes zustande, kann die Kommission außer in bestimmten Ausnahmefällen den 
Rechtsakt erlassen. Im Beratungsverfahren hat die Kommission dieses Recht aufgrund 
der Unverbindlichkeit der Stellungnahmen des Ausschusses sogar jederzeit. Letztlich 
bestehen damit ein Vetorecht und die Möglichkeit der Beschlussfassung durch einen 
Berufungsausschuss nur im Fall des Prüfverfahrens. Die Effektivitätssteigerung in der 
Komitologie geht folglich im Beratungsverfahren zulasten der Einflussmöglichkeiten 
der Mitgliedstaaten. 

Die Abgrenzung beider Verfahren wird wohl wie schon im ursprünglichen Ent-
wurf vom März 2010 einige Probleme aufwerfen. Zwar wurden kleinere Änderungen 
insbesondere in Art. 2 Abs. 3 der VO vorgenommen, jedoch ist nach wie vor fraglich, 
wann „hinreichend begründete Fälle“ vorliegen, mithin wie also dieser unbestimmte 
Rechtsbegriff auszulegen ist. 

Letztlich entspricht auch der Verzicht auf die Einbindung der Legislativorgane 
den Vorgaben des Art. 291 AEUV, da dort festgelegt ist, dass die Durchführung eu-
ropäischer Rechtsakte und die Kontrolle übertragener Durchführungsbefugnisse nur 
Sache der Mitgliedstaaten ist. Allerdings stellt dies einen Rückschritt bei der demokra-
tischen Legitimation derart erlassener Rechtsakte dar. Denn die alten Forderungen des 

 
109  Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments vom 16. Dezember 2010 zu dem Vor-

schlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Festlegung der allge-
meinen Regeln und Grundsätze, nach denen die Mitgliedstaaten die Wahrnehmung der Durch-
führungsbefugnisse durch die Kommission kontrollieren (KOM(2010)0083 – C7-0073/2010 – 
2010/0051(COD)), Präambel 4. Spiegelstrich: „in Kenntnis der vom Vertreter des Rates mit 
Schreiben vom 1. Dezember 2010 gemachten Zusage, den Standpunkt des Parlaments gemäß Ar-
tikel 294 Absatz 4 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union zu billigen“. 
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Europäischen Parlaments nach Teilhabe am Entscheidungsfindungsprozess würden 
lediglich für den Bereich der delegierten Rechtsakte verwirklicht werden können.110  

E. Die Komitologie in der Gemeinsamen Handelspolitik 

I. Rechtslage vor dem Vertrag von Lissabon 

Die Gemeinsame Handelspolitik der Europäischen Union war vor dem Reform-
vertrag von Lissabon in den Art. 131 ff. EGV a.F. geregelt und enthielt mit Art. 133 
EGV a.F. eine zentrale Kompetenznorm für dieses Politikfeld. Hinsichtlich des hier 
zu untersuchenden Bereichs der Rechtsetzung, also der Instrumentarien der Gemein-
samen Handelspolitik, nahm Art. 133 Abs. 2 und 3 EGV a.F. zunächst eine Unter-
scheidung zwischen vertraglicher und autonomer Handelspolitik vor. Damit unter-
schied sich das Rechtsetzungsverfahren je nachdem, ob völkerrechtliche Verträge ab-
zuschließen waren oder ob interne Regelungen der autonomen Handelspolitik erlas-
sen wurden. 

Im Rahmen der vertraglichen Handelspolitik besaß die Europäische Union die 
Befugnis, Handelsabkommen mit anderen Ländern und Regionen auszuhandeln, ab-
zuschließen und umzusetzen. Diese bilateralen oder multilateralen völkerrechtlichen 
Verträge mit Drittstaaten oder Staatengruppen enthielten vertraglich ausgehandelte 
Regelungen handelspolitischer Fragen und waren damit ein Instrument der gemein-
samen Handelspolitik, mit deren Hilfe die Europäische Union die in Art. 131 AGV 
a.F. statuierten Ziele der Handelspolitik erreichen wollte. Im Verfahren selbst besaß 
die Kommission gem. Art. 133 Abs. 3 EGV a.F. die ausschließliche Organkompetenz 
über die Verhandlungsführung. Insoweit ermächtigte der Rat die Kommission auf der 
Grundlage von Empfehlungen der Kommission zur Aufnahme und Führung von 
Verhandlungen im Benehmen mit einem besonderen Ausschuss des Rates, dem sog. 
„133-er Ausschuss“.111 

Der Erlass autonomer handelspolitischer, also einseitig gesetzter Maßnahmen 
diente demgegenüber der internen Umsetzung völkerrechtlicher Verträge in EU-
Recht oder soweit die EU durch völkerrechtliche Verträge nicht gebunden war. Unter 
autonome Handelspolitik fiel demnach die Anwendung handelspolitischer Instru-
mente, etwa gemeinsame Aus- und Einfuhrregelungen, Schutzmaßnahmen gegen 
Dumping, subventionierte Importe oder unerlaubte Handelspraktiken sowie mengen-
mäßige Beschränkungen, aber auch Exporterstattungen oder die Gewährung einseiti-
ger Handelspräferenzen. Gem. Art. 133 Abs. 2 und 3 EGV a.F. besaß die Kommissi-
on auch in diesem autonomen Rechtsetzungsverfahren das alleinige Initiativrecht zum 
Erlass derartiger autonomer Rechtsetzungsakte. Der Rat beschloss sodann mit qualifi-
zierter Mehrheit über den Vorschlag der Kommission, wobei das Parlament am auto-
nomen handelspolitischen Rechtsetzungsverfahren nicht beteiligt war, gleichwohl in 
der Praxis bei wichtigen handelspolitischen Maßnahmen regelmäßig angehört wurde. 

 
110  So Schusterschitz, in: Hummer/Obwexer (Hrsg.), Der Vertrag von Lissabon, 209 (219). 
111  Ausführlich zur vertraglichen Handelspolitik und dem Verfahren zum Abschluss völkerrechtlicher 

Verträge siehe Osteneck, in: Schwarze (Hrsg.), EU-Kommentar, § 133, Rn. 32 ff. 
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Damit entsprach die autonome Rechtsetzung dem normativen Rechtsetzungsverfah-
ren.112 

Das so erlassene handelspolitische Sekundärrecht erging, auch wenn Art. 133 
EGV a.F. hierzu keine Regelung enthielt, üblicherweise in Rechtsform einer unmit-
telbar anwendbaren Verordnung i.S.d. Art. 249 EGV a.F., namentlich z.B. die Anti-
dumpinggrundverordnung, die Antisubventionsgrundverordnung oder die Handels-
hemmnisverordnung.113 Mit Hilfe derartiger Sekundärrechtsakte zur Durchführung 
der gemeinsamen Handelspolitik i.S.d. Art. 133 Abs. 2 EGV a.F. ermächtigte wieder-
um der Rat häufig die Kommission zum Erlass weiterer Durchführungsvorschriften.114 
Dazu etablierte der jeweilige Sekundärrechtsakt (also z.B. die Antidumpinggrundver-
ordnung) ein eigenes besonderes Ausschussverfahren. Die Kommission war somit zur 
Wahrnehmung der ihr durch den Rat eingeräumten Handlungsbefugnisse, also zur 
Durchführung der im Sekundärrechtsakt erlassenen Regelungen, zu Konsultationen 
mit Ausschüssen, die mit Vertretern der Mitgliedstaaten besetzt waren, verpflichtet, 
um dem Rat eine Kontrollmöglichkeit über die Rechtsakte der Kommission zu ver-
schaffen.115 Zudem diente die Einbindung der Ausschüsse in das Entscheidungsver-
fahren, ebenso wie beim Komitologieverfahren auch, der Verschaffung von Fachwis-
sen der jeweils entsandten mitgliedstaatlichen Experten. Im Unterschied zum Komito-
logieverfahren wichen die besonderen Ausschussverfahren in der autonomen Han-
delspolitik jedoch von den Verfahrensbestimmungen in den Komitologiebeschlüssen 
ab. Denn die durch die handelspolitischen Sekundärrechtsakte geregelten Ausschuss-
verfahren waren explizit vom Anwendungsbereich des Komitologiebeschlusses 
1999/468/EG vom 28. Juni 1999 ausgenommen.116 Damit fand unter alter Rechtsla-
ge das Komitologieverfahren bei autonomen handelspolitischen Maßnahmen explizit 
keine Anwendung, obwohl die Kommission durch die in den sekundärrechtlichen 
Grundverordnungen statuierten Ausschussverfahren ebenso wie im Komitologiever-
fahren mitgliedstaatlich besetzte Ausschüsse am Entscheidungsprozess zu beteiligen 
hatte. 

II. Die neuen Rechtsgrundlagen der Gemeinsamen Handelspolitik 

Die Gemeinsame Handelspolitik der Europäischen Union, nunmehr in den Art. 
206, 207 AEUV geregelt, wurde ebenso wie das Komitologieverfahren durch den Ver-
trag von Lissabon signifikanten Änderungen unterworfen. Begleitet von einer Auswei-
tung des Anwendungsbereichs der Gemeinsamen Handelspolitik i.S.d. Art. 207 Abs. 
1 S. 1 AEUV und der Einbindung der Gemeinsamen Handelspolitik in das auswärti-
ge Handeln der Union (Art. 207 Abs. 1 S. 2 AEUV) wurde auch das Rechtsetzungs-

 
112  Hahn, in: Calliess/Ruffert, EUV/EGV, Art. 133, Rn. 57. 
113  Osteneck, in: Schwarze (Hrsg.), EU-Kommentar, § 133, Rn. 31. 
114  Häufig werden die weiteren Durchführungsrechtsakte als Tertiärrecht bezeichnet. 
115  Pietzsch, Die Kompetenzverteilung zwischen Rat, Kommission und Parlament, 323. 
116  Vgl. 12. Erwägungsgrund des Komitologiebeschlusses 1999/468/EG des Rates vom 28. Juni 

1999. 
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verfahren modifiziert. Nach wie vor ist jedoch eine Unterscheidung von autonomer 
und vertraglicher Handelspolitik vorzunehmen. 

Der fast unverändert gebliebene Bereich der vertraglichen Handelspolitik, die in-
haltlich auf die Aushandlung völkerrechtlicher Abkommen gerichtet ist, fällt gem. Art. 
207 Abs. 3 UAbs. 2 und 3 AEUV weiterhin in die ausschließliche Organkompetenz 
der Kommission, wobei die Verhandlungen selbst wiederum unter Einbindung des 
sog. „133-er Ausschusses“ erfolgen, welcher nunmehr als handelspolitischer Ausschuss 
bezeichnet wird. Das Verfahren zum Abschluss der völkerrechtlichen Verträge ist 
letztlich abschließend in Art. 218 AEUV geregelt, wobei Art. 207 AEUV einige Ab-
weichungen enthält. 

Im Bereich der autonomen Handelspolitik des Art. 207 Abs. 2 AEUV wird der 
jeweilige Sekundärrechtsakt (z.B. die Antidumpinggrundverordnung) nun vom Euro-
päischen Parlament und vom Rat im ordentlichen Gesetzgebungsverfahren erlassen, 
welches sich stark am Mitentscheidungsverfahren orientierte. Damit käme dieses Ver-
fahren insbesondere bei einer Änderung oder Neufassung der Grundverordnungen im 
Bereich der handelspolitischen Schutzinstrumente, wie eben der Antidumpinggrund-
verordnung zur Anwendung.117 Die so erlassenen Rahmenregelungen enthalten dann 
wiederum generell-abstrakte Maßstäbe, die die Voraussetzungen vorgeben, nach de-
nen Maßnahmen im Einzelfall ergriffen werden können.118 Denn entgegen der bishe-
rigen Regelung des Art. 133 Abs. 2 EGV a.F., die sowohl abstrakt-generelle Sekundär-
rechtsakte als auch konkrete situationsbezogene Einzelmaßnahmen gestattete, lassen 
sich handelspolitische Einzelmaßnahmen nun nicht mehr unmittelbar auf Art. 207 
AEUV stützen.119 Daher legen diese Grundverordnungen den Rahmen für die Umset-
zung der Gemeinsamen Handelspolitik fest. Sie statuieren somit in aller Regel das 
Verfahren zum Erlass von Durchführungsrechtsakten (ohne Gesetzescharakter) gem. 
Art. 291 AEUV.120  

Diese Durchführungsvorschriften werden gem. Art. 291 Abs. 2 AEUV zumeist 
von der Kommission ohne jegliche Beteiligung des Parlaments beschlossen.121 Die 
hierfür gem. Art. 291 Abs. 3 AEUV vorgesehene Kontrolle der Kommission durch die 
Mitgliedstaaten wird wohl auch weiterhin durch Ausschüsse erfolgen, die mit Vertre-
tern der Mitgliedstaaten besetzt sind und sich in langen Jahren der Praxis als zweck-
mäßig erwiesen haben.122 Damit erhalten die Mitgliedstaaten die Möglichkeit einer 
Einflussnahme auf die Durchführungstätigkeit der Kommission im Bereich der unio-
nalen Außenwirtschaftsbeziehungen.123  

 
117  Pietzsch, Die Kompetenzverteilung zwischen Rat, Kommission und Parlament, 354. 
118  Müller-Ibold, in: Lenz/Borchardt (Hrsg.), EU-Kommentar, Art. 207, Rn. 10. 
119  Hobe, Europarecht, § 26 Rn. 8; Streinz/Ohler/Herrmann, Der Vertrag von Lissabon zur Reform 

der EU, 152. 
120  Streinz/Ohler/Herrmann, Der Vertrag von Lissabon zur Reform der EU, 152. 
121  Siehe Punkt D.III. 
122  Sohn/Koch, Kommentierung der Mitteilung der Kommission [KOM(2009) 673] über die Umset-

zung von Artikel 290 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union, CEP-
Kommentar, März 2010, 4, erhältlich im Internet: <http://www.cep.eu/fileadmin/user_upload/ 
Kurzanalysen/ Kommentar_Komitologie/KOM_2009-673_Kommentar.pdf> (besucht am 
06.07.2010). 

123  Pietzsch, Die Kompetenzverteilung zwischen Rat, Kommission und Parlament, 355. 
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III. KomitologieVO v. 16.12.2010 und Folgen für die Gemeinsame Handelspolitik 

Neben bestimmten Wettbewerbsvorschriften wies der Bereich der Gemeinsamen 
Handelspolitik bislang die Besonderheit auf, dass die durch die handelspolitische Se-
kundärrechtsakte geregelten Ausschussverfahren explizit vom Anwendungsbereich des 
Komitologieverfahrens ausgenommen waren. Erwägungsgrund 12 des Komitologie-
beschlusses 1999/468/EG vom 28. Juni 1999 legte fest, dass dieser Beschluss auf die 
besonderen Ausschussverfahren im Rahmen der Durchführung der Gemeinsamen 
Handelspolitik keine Anwendung fand. Daher wichen diese Ausschussverfahren in der 
autonomen Handelspolitik von den Bestimmungen in den Komitologiebeschlüssen 
ab. 

Mit der neuen Komitologieverordnung in der Fassung der Entschließung des Eu-
ropäischen Parlaments vom 16. Dezember 2010 wird diese Sonderstellung der Ge-
meinsamen Handelspolitik nunmehr beseitigt.124 Art. 12 der Verordnung hebt den 
Komitologiebeschluss 1999/468/EG und damit die Rechtsgrundlage für diese Sonder-
stellung auf. Folge ist, dass sich die Ausschüsse in der autonomen Handelspolitik am 
Typenzwang der neuen Verordnung zu orientieren haben und ein Abweichen dieser 
besonderen Ausschussverfahren von den Verfahrensbestimmungen der Komitologie-
verordnung ausgeschlossen ist. Hierzu ordnet Art. 2 Abs. 2 lit. b iv) den Politikbereich 
der Gemeinsamen Handelspolitik explizit dem neu gestalteten Prüfverfahren zu. 

Dies bringt aus Sicht der Mitgliedstaaten viele Vorteile. Zum einen wird grund-
sätzlich festgestellt, dass die gem. Art. 291 Abs. 3 AEUV vorgesehene Kontrolle der 
Kommission durch die Mitgliedstaaten auch weiterhin durch die Beteiligung mit-
gliedstaatlich besetzter Ausschüsse erfolgen wird. Zum anderen erhalten die Mitglied-
staaten gerade durch die Geltung des neu gestalteten Prüfverfahrens in den handelspo-
litischen Ausschüssen weitreichende Einflussmöglichkeiten. Denn im Gegensatz zum 
Beratungsverfahren können die Mitgliedstaaten, sofern eine qualifizierte Mehrheit im 
Prüfausschuss (bzw. im Berufungsausschuss) erlangt ist, gem. Art. 5 Abs. 3 i.V.m. Art. 
6 Abs. 3 der Verordnung alle Maßnahmenentwürfe der Kommission blockieren. Die 
Mitgliedstaaten erhalten damit ein Vetorecht gegen den Erlass von Durchführungs-
maßnahmen im Bereich der Gemeinsamen Handelspolitik und können somit in ei-
nem solchen Prüfverfahren ihren Willen gegenüber der Kommission konsequent 
durchsetzen. 

Über diese allgemeine Geltung des Vetorechts in allen Bereichen der Gemeinsa-
men Handelspolitik hinaus, haben die Mitgliedstaaten bei bestimmten handelspoliti-
schen Maßnahmen sogar noch weitergehende Befugnisse. Die vom Parlament be-
schlossene Komitologieverordnung hebt hierzu, wohl auf Drängen einer Reihe von 
Mitgliedstaaten, den Erlass endgültiger multilateraler Schutzmaßnahmen hervor und 
weist ihnen in diesem Bereich sogar unabhängig von etwaigen Mehrheitsverhältnissen 
im Ausschuss das letzte Wort zu. Betrifft der vorgesehene Rechtsakt somit derartige 
Maßnahmen, darf die Kommission diese auch dann nicht erlassen, wenn überhaupt 
keine Stellungnahme abgegeben wurde. Als Ausnahmevorschrift sichert folglich Art. 5 
Abs. 4 UAbs. 2 der Verordnung den Mitgliedstaaten die Oberaufsicht über multilate-

 
124  KOM(2010) 83, 2010/0051 (COD); siehe hierzu Punkt D.V.2.a) ff. 
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rale Schutzmaßnahmen im Prüfausschuss zu und verhindert, dass die Kommission 
divergierende mitgliedstaatlichen Meinungspositionen im Ausschuss zu ihrem Vorteil 
ausnutzt und den Rechtsakt erlässt. Vielmehr muss die Kommission, wenn sie Durch-
führungsrechtsakte in diesem Bereich für erforderlich erachtet, den Umweg über den 
Berufungsausschuss gehen. Doch auch hierin haben die Mitgliedstaaten gegenüber der 
Kommission eine bessere Machtposition. Denn folgerichtig unterstützt Art. 6 Abs. 4 
VO die Sonderstellung endgültiger multilateraler Schutzmaßnahmen und bestimmt, 
dass die Kommission die im Entwurf vorgesehenen Maßnahmen auch nicht erlassen 
kann, wenn keine befürwortende Stellungnahme des Berufungsausschusses vorliegt, 
die grundsätzlich mit qualifizierter Mehrheit zu treffen ist. Damit kann die Kommis-
sion im Falle multilateraler Schutzmaßnahmen einen Durchführungsrechtsakt nur 
dann erlassen, wenn der Ausschuss eine befürwortende Stellungnahme abgibt, mithin 
die Maßnahme der Kommission billigt. Dies dürfte auch den Gefahren einer zuneh-
menden Lobbyarbeit durch Drittländer entgegenwirken. Denn wenn der Prüfaus-
schuss nunmehr nur auf Grundlage einer qualifizierten Mehrheit und nicht mehr mit 
einfacher Mehrheit eine befürwortende Stellungnahme zu multilateralen Schutzmaß-
nahmen abgibt, sind die einzelnen Mitgliedstaaten wohl nicht mehr dem Druck von 
Drittstaaten und sonstigen Interessengruppen ausgesetzt, was wiederum die Lobbyar-
beit von Gruppen und Drittländern einschränkt und das Vertrauen in die Handelspo-
litik fördert. 

Daneben erweist sich aus Sicht der Mitgliedstaaten auch der Erlass endgültiger 
Antidumping- oder Ausgleichsmaßnahmen als höchst bedeutsamer Bereich der Ge-
meinsamen Handelspolitik. Diese Sonderstellung begründet sich zunächst darin, dass 
das Prüfverfahren bei der Annahme derartiger endgültiger Maßnahmen nach Art. 5 
Abs. 5 VO modifiziert zur Anwendung gelangt, wenn keine Stellungnahme im Aus-
schuss abgegeben wird und die Mitglieder des Ausschusses den Entwurf eines Rechts-
akts mit einfacher Mehrheit ablehnen. Daneben gibt der Berufungsausschuss nach 
Art. 6 Abs. 5 der Verordnung für einen Zeitraum von 18 Monaten nach Inkrafttreten 
der Komitologieverordnung seine Stellungnahme zu endgültigen im Entwurf vorgese-
henen Antidumping- oder Ausgleichsmaßnahmen mit der einfachen Mehrheit seiner 
Mitglieder ab. Letztlich erleichtert sich dadurch die Anwendung des Vetorechts für 
die Mitgliedstaaten, weshalb diesen die maßgebliche Entscheidungshoheit für diesen 
Bereich der Gemeinsamen Handelspolitik zufällt. Demgemäß kann die Kommission 
zwar nach Art. 8 der VO auch vorläufige Antidumping- oder Ausgleichsmaßnahmen 
als unmittelbar geltende Rechtsakte erlassen. Um jedoch die weitreichenden Ein-
flussmöglichkeiten der Mitgliedstaaten nicht zu untergraben, darf die Kommission 
gem. Art. 8 Abs. 5 VO derartige vorläufige Maßnahmen nur nach Konsultation oder 
− bei äußerster Dringlichkeit − nach Unterrichtung der Mitgliedstaaten treffen. Wur-
den die Mitgliedstaaten lediglich unterrichtet, finden spätestens zehn Tage, nachdem 
die Maßnahme der Kommission den Mitgliedstaaten mitgeteilt wurde, Konsultatio-
nen statt. Gibt der Ausschuss wie bei allen übrigen Prüfverfahren auch hinsichtlich 
der vorläufig erlassenen Antidumping- oder Ausgleichsmaßnahmen eine ablehnende 
Stellungnahme ab, muss die Kommission diese erlassenen Rechtsakte unverzüglich 
aufheben. 
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Hinsichtlich des Erlasses von Antidumpingmaßnahmen ist anzumerken, dass 
nach Art. 9 Abs. 4 der Antidunping-Grundverordnung125 der Rat auf einen nach Kon-
sultationen im Beratenden Ausschuss von der Kommission unterbreiteten Vorschlag 
einen endgültigen Antidumpingzoll einführt. Gleiches bestimmt Art. 15 Abs. 1 der 
Antisubventions-Grundverordnung126 hinsichtlich der Festlegung endgültiger Subven-
tionsmaßnahmen. Da aber nach der neuen Komitologieverordnung allein das Prüfver-
fahren in der Gemeinsamen Handelspolitik zur Anwendung kommt, müssen diese 
Verordnungen angepasst werden. Dass dadurch die bisherige alleinige Entscheidungs-
hoheit der Kommission hinsichtlich der endgültigen Festlegung solcher Maßnahmen 
aller Voraussicht nach durch eine die Mitgliedstaaten begünstigende Regelung ersetzt 
wird, bei der die Mitgliedstaaten unter bestimmten Bedingungen den von der Kom-
mission vorgebrachten Entwurf ablehnen können, liegt auf der Hand und hat sicher-
lich zu einigem Unmut seitens der Kommission geführt. Zumindest nach der festge-
setzten Übergangszeit gibt der Prüfausschuss seine Stellungnahmen aber nur mit qua-
lifizierter Mehrheit ab, so dass der Bereich des Erlasses endgültiger Antidumping- oder 
Ausgleichsmaßnahmen im Gegensatz zum Erlass endgültiger multilateraler Schutz-
maßnahmen zumindest unter wesentlicher Kontrolle der Kommission verbleibt. Die 
vormals bestehende alleinige Untersuchungshoheit der Kommission in diesen Rechts-
bereichen wird somit nicht allein dadurch beseitigt, dass die Mitgliedstaaten im Prüf-
verfahren Änderungswünsche zu einem solchen Maßnahmenentwurf vorbringen 
können, zumal es weiterhin im Ermessen der Kommission steht, ob sie derartige An-
regungen in ihren Entwurf aufnehmen will. 

Im Ergebnis wird durch die am 16. Dezember 2010 vom Parlament verabschiede-
te Verordnung auch der Bereich der Gemeinsamen Handelspolitik der Komitologie 
unterworfen und das Komitologieverfahren mit seiner Grundsystematik der Aus-
schussverfahren in Zukunft auch bei autonomen handelspolitischen Maßnahmen zur 
Anwendung gelangen. Eine Sonderstellung dieses Politikbereichs bleibt indes beste-
hen, da wesentliche Ausnahmevorschriften für das Prüfverfahren insbesondere hin-
sichtlich des Erlasses endgültiger multilateraler Schutzmaßnahmen bzw. endgültiger 
Antidumping- oder Ausgleichsmaßnahmen bestehen. Diese Normen sichern die Ent-
scheidungshoheit der Mitgliedstaaten in einigen Bereichen der Gemeinsamen Han-
delspolitik und schwächen die Einflussmöglichkeiten der Kommission vielfach ab. 
Damit dürften diese wesentlichen Änderungen gegenüber dem ursprünglichen Ent-
wurf vom März 2010 den Ausschlag für viele Mitgliedstaaten gegeben haben, den 
Widerstand gegen die Komitologiereform aufzugeben. 

 

 
125  Verordnung (EG) Nr. 1225/2009 des Rates vom 30. November 2009 über den Schutz gegen 

gedumpte Einfuhren aus nicht zur Europäischen Gemeinschaft gehörenden Ländern. 
126  Verordnung (RG) Nr. 597/2009 des Rates vom 11. Juni 2009 über den Schutz gegen subventio-

nierte Einfuhren aus nicht zur Europäischen Gemeinschaft gehörenden Ländern. 
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F. Fazit 

Das Komitologieverfahren entwickelte sich bis zum Reformvertrag von Lissabon 
zu einem effizienten Bestandteil der europäischen Rechtsetzung. Die Einbindung mit-
gliedstaatlich besetzter Ausschüsse zur Unterstützung der Kommission bei der Aus-
übung von Durchführungsbefugnissen entlastete das gewöhnliche Gesetzgebungsver-
fahren und trug damit zur verstärkten Anwendung des Verfahrens bei. Zudem liefer-
ten die Experten der nationalen Parlamente das bei der Kommission und dem Rat als 
Kontrollorgan dringend benötigte Fachwissen und verbesserten damit letztlich wegen 
der Einbindung der Adressaten der Kommissionspolitik auch die mitgliedstaatlichen 
Akzeptanz. Die Komitologie bildete damit ein wichtiges Bindeglied zwischen nationa-
ler und europäischer Ebene. 

Der Erfolg des Komitologieverfahrens beruhte dabei maßgeblich auf dem 2006 
eingeführten Regelungsverfahren mit Kontrolle. Dieses kam zwingend zur Anwen-
dung, wenn der Basisrechtsakt im Mitentscheidungsverfahren gemäß Art. 251 EGV 
a.F. erlassen wurde. Dadurch erhielt das Europäische Parlament erstmals ein Veto-
recht, mit welchem dem Erlass von Durchführungsmaßnahmen widersprochen wer-
den konnte. Das Verfahren trug insgesamt zu einer seit langem geforderten Stärkung 
der Rechte des Parlaments im Rechtsetzungsverfahren der Europäischen Union bei. 

Obgleich dieser Erfolge ließ sich aber ein Mangel demokratischer Legitimation in 
der exekutivlastigen Komitologie wegen unzureichender Einbeziehung des Europäi-
schen Parlaments nicht vollends beseitigen. Denn die Ausübung des Vetorechts durch 
das Parlament war nicht bei allen Durchführungsmaßnahmen, die auf im Mitent-
scheidungsverfahren zustande gekommenen Rechtsakten beruhten, möglich. Die in-
soweit nur sehr eingeschränkte Kontrollbefugnis des Parlaments ließ damit die Kritik 
am Komitologieverfahren nie vollständig verstummen. Vielmehr bedeutete das Rege-
lungsverfahren mit Kontrolle zwar eine Angleichung der Rechte des Parlaments, privi-
legierte aber in vielen Bereichen noch den Rat, da mit der Rechtsgrundlage des Art. 
202 3. Spiegelstrich EGV operiert werden musste. 

Im Zuge der Neuregelung durch den Vertrag von Lissabon wurde auch das 
Rechtsetzungsverfahren der Union reformiert und mit delegierten Rechtsakten im 
Sinne des Art. 290 AEUV bzw. Durchführungsrechtsakten gem. Art. 291 AEUV zwei 
Formen von Rechtsakten ohne Gesetzescharakter explizit normiert. Bei den delegier-
ten Rechtsakten handelt es sich um exekutive Gesetzgebung durch die Kommission, 
bei der in gewissen Grenzen Elemente eines Sekundärrechtsaktes durch einen „tertiä-
ren“ Rechtsakt geändert werden können. Art. 290 AEUV dient somit der Übertra-
gung von legislativen Gesetzgebungsbefugnissen durch das Parlament und den Rat 
oder nur durch den Rat auf die Exekutive. Da Grundlage für eine derartige Delegati-
on nur ein Gesetzgebungsakt i.S.d. Art. 289 Abs. 3 AEUV ist, also nur ein verbindli-
cher Rechtsakt, der im ordentlichen oder besonderen Gesetzgebungsverfahren gem. 
Art. 289 AEUV angenommen wurde, wird durch Art. 290 AEUV eine verstärkte 
Einbindung des Parlaments in dieses exekutive Rechtsetzungsverfahren gefördert. 
Letztlich erlangt das Europäische Parlament damit bei den delegierten Rechtsakten 
wie bei den Gesetzgebungsakten i.S.d. Art. 289 Abs. 3 AEUV eine völlige Gleichbe-
rechtigung mit dem Rat. 
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Demgegenüber gibt es bei den Durchführungsrechtsakten i.S.d. Art. 291 AEUV, 
die der Schaffung einheitlicher Bedingungen für die Durchführung verbindlicher 
Rechtsakte durch die Kommission dienen, keine Mitwirkung des Europäischen Par-
laments. In diesem Bereich der Übertragung exekutiver Befugnisse wird zwar die neu 
zu erlassene Komitologieverordnung vom Rat und dem Parlament angenommen. 
Gleichwohl legt Art. 291 Abs. 3 AEUV explizit fest, dass die Kontrolle der Kommissi-
on beim Erlass von Durchführungsrechtsakten nur von den Mitgliedstaaten ausgeübt 
wird. Damit scheint es so zu sein, dass die alten Forderungen des Parlaments nach 
Teilhabe am Komitologieverfahren nur für den Bereich der delegierten Rechtsakte 
verwirklicht werden können. 

Insgesamt lässt sich aber feststellen, dass aufgrund der stetigen Weiterentwicklung 
der Komitologie und der bei diesen Verfahren gemachten Erfahrungen eine Fortfüh-
rung dieser besonderen Form der Rechtsetzung auch unter dem Vertrag von Lissabon 
möglich ist. Mit der Entschließung des Parlaments vom 16. Dezember 2010 und dem 
In-Kraft-Treten der neuen Komitologieverordnung zum 1. März 2011 wird ein weite-
rer Schritt hierzu getan und ein einfacheres und transparenteres System der Ausschuss-
tätigkeit geschaffen. 
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